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Neue Rolle

D
aß Lohnkosten, Sozialleistungen und Steuern zu hoch 
sind, um die Bundesrepublik Deutschland im weltweit 
geöffneten Markt konkurrenzfähig zu halten, wird der 
Bevölkerung von Politikerinnen, Medien und Unternehmen 

seit einigen Jahren täglich um die Ohren gehauen. Und, wie 
wir wissen, ist es bei Reden, Interviews und heftigen Debat­
ten nicht geblieben. Inzwischen sind aus dem Meer von Kla­
gen handfeste Gesetze gewachsen, die die Staatsverschuldung 
eindämmen und den Unternehmen Anreize bieten sollen, ihre 
Investitionen nicht nur in Billiglohnländem zu tätigen. Ob die 
Gewichte bei der Gesetzgebung richtig verteilt sind, mögen 
viele bestreiten, Tatsache ist, daß nicht nur die Arbeitnehme­
rinnen, sondern auch der Staat mit weniger Geld auskommen 
muß - mit Folgen auch für die Universität. Die Hand an ihrer 
Kehle drückt immer fester zu.

Wer aber kann wollen, daß die Hauptressource eines moder­
nen Industriestaates, die Bildung und Kreativität seiner Bür­
ger, langsam versiegt oder zumindest qualitativ sinkt? Kon­
kurrenzfähig bleibt die Bundesrepublik Deutschland so nicht. 
Doch woher sollen die Mittel kommen?

Die Diskussion über Studiengebühren ist bereits voll entbrannt. 
Und wenn nicht alles täuscht, sind sie festes Kalkül in der lang­
fristigen Bildungsplanung. Aber noch hat die Politik Hemmun­
gen, nach den vielen Eingriffen ins Sozialnetz auch das Tabu 
einer kostenfreien Ausbildung zu brechen. Weniger wird über 
andere Möglichkeiten diskutiert, die leeren Kassen aufzubes- 
sem: Mäzenatentum und Sponsering durch die Wirtschaft. In 
den USA wäre das Hochschulsystem ohne diese Finanzie­
rungsinstrumente überhaupt nicht aufrechtzuerhalten.

Auch in Deutschland wird die Zukunft der Universität nicht 
zuletzt davon abhängen, wie es ihr gelingt, Unternehmerin­
nen für sich zu gewinnen. In Oldenburg gibt es in der jüng­
sten Vergangenheit einige gute Anzeichen dafür: 1995 wur­
de die Heinz-Neumüller-Stiftung für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs und ein von der Wirtschaft unterstützter För­
derverein für den Fachbereich 4 (Wirtschafts- und Rechts­
wissenschaften) gegründet. In diesem Jahr hat der Vorsit­
zende der Universitätsgesellschaft, Peter Waskönig, eine 
weitere, nach ihm benannte Stiftung zur Förderung begabter 
Studentinnen ins Leben gerufen. Ein guter Anfang in schwie­
rigen Zeiten, dem viele Initiativen folgen müssen. Dabei ist 
nicht nur die Universitätsleitung gefragt. Fachbereiche und 
Institute oder auch einzelne Wissenschaftlerlnnen werden 
mehr denn je selbst aktiv werden müssen, um der Wirtschaft 
klar zu machen, daß es in ihrem eigenen Interesse ist, die 
Hochschulen in ihrem Bemühen um eine gute Lehre und For­
schung zu unterstützen. Und hier geht es nicht nur um 
große Beträge. Jeder Obolus ist willkommen.

Gerhard Harms



Von Schwarzen Flecken 
und Schwarzen Flächen

von Thomas Höpner und Gerd Meurs

Frühsommer 1996: Im Watt vor der deutschen Küste werden sog. Schwarze 
Flecken registriert, die sich zunehmend zu riesigen Flächen ausbreiten. Wäh­
rend die einen ein sterbendes Watt als Folge von Umweltverschmutzung dia­
gnostizieren, sprechen die anderen von witterungsbedingten, vorübergehen­
den Erscheinungen. Im Rahmen der Ökosystemforschung Wattenmeer werden 
schon seit sieben Jahren die Schwarzen Flecken in experimentellen Simula­
tionen untersucht. Fazit: Durch jahrzehntelange hohe Nährstoffzufuhr kommt 
es im Watt punktuell zu einer Anreicherung an organischem Material, das bei 
der Zersetzung zum vollständigen Verbrauch des Sauerstoffs führen kann. So 
vorgeprägt kann eine Verkettung ungewöhnlicher Ereignisse zum großflächi­
gen Auftreten Schwarzer Flecken bzw. Schwarzer Flächen führen.

Die Krise. Nie waren sich Wattfuhrer, Umweltverbände, National­
parkverwaltung, Niedersächsisches Landesamt für Ökologie und 
die Ökosystemforschung Wattenmeer so einig wie in der ersten Hälfte 

des Juni 1996. Wie immer der Zustand des Ostfriesischen Wattenmee­
res (vor allem südlich von Baitrum) genannt wurde - umgekippt, 
Schwarze Fläche, Katastrophe: eingetreten war, was Kenner als ex­
treme Folge von Überdüngung und Übernutzung nie ganz ausschlie­
ßen wollten, aber zugleich für wenig wahrscheinlich hielten: Aus den 
Schwarzen Flecken (so die Kurzbezeichnung des von der Ökosystem­
forschung bearbeiteten Warnsignals) waren die Schwarzen Flächen 
geworden (so die leider angemessene schnelle Wortschöpfung der Na­
tionalparkverwaltung). Erreichten erstere in den vergangenen Jahren 
allenfalls 0,1 % der trockenfallenden Flächen, waren es am 12. Juni 
bis zu 20 %, so die Schätzung des Nds. Landesamtes für Ökologie 
nach Befliegungen. Priele führten schwarzes Wasser. Schwefelwas­
serstoff erreichte im Porenwasser und im Oberflächenwasser toxische 
Konzentrationen. Restwasser auf dem Watt hatte überall ein Sauer­
stoffdefizit. Es gab ein Massensterben von Wattwürmem und Mu­
scheln, und dies nach den Herzmuschelverlusten des Eiswinters. Der

Auf der Suche nach 
sauerstoffreichem und 
sulfidarmen Wasser hat 
diese Sandklqffmuschel 
ihren Syphon weit über 
die Sedimentoberfläche 
ausgestreckt. Es nutzte 
nichts, die ca. 10 cm 
große Muschel ist 
erstickt, und schon bildet 
sich von ihrer sich 
zersetzenden Biomasse 
ausgehend ein kleiner 
„ Schwarzer Fleck “.
Bild: Neira, 10. 6. 96, 
Gröninger Plate.

Höhepunkt wurde am 12. Juni erreicht. Ab dem 13. linderten kräfti­
ger Wind und sinkende Temperatur die visuellen Erscheinungen, ohne 
eine grundsätzliche Besserung zu erreichen.
So geschehen im siebenten und planmäßig letzten Jahr der Ökosy­
stemforschung (ÖSF) im Niedersächsischen Wattenmeer, in der sie­
ben von 30 Arbeitsgruppen den Fragenkomplex "Schwarze Flecke" 
bearbeitet hatten, sedimentologisch, sedimentchemisch, mikrobiolo­
gisch und zoologisch.

Das Warnsignal

Zitat: "Es gibt den subjektiven Eindruck einiger Beobachter, daß 
sich der anaerobe Sedimentbereich zu Lasten des aeroben aus­
dehnt, ja an einzelnen (wegen Abwesenheit lokaler Belastungen über­

raschenden) Orten kleinflächig die Oberfläche des Wattsediments 
erreicht. Dies wäre im Watt die erste prognostizierbare Folge der für 
die Nordsee überzeugend dokumentierten Eutrophierung”.
So die extrem vorsichtige Formulierung von 1988 in der “Programm­
konzeption” der ÖSF (ARSU GmbH. UBA-Texte 11/89). Sie war
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gewissermaßen hellsichtig, und sie war (vom Standpunkt des 
Forschers) glücklich, denn die Schwarzen Flecken nahmen seit­
dem auf den Hauptuntersuchungsflächen der ÖSF zu. Die Na­
tur machte vor, wie sie zustande kamen. Makroalgen (auch eine 
Eutrophierungserscheinung) wurden von Wellen und Strömung 
zusammengeballt und im Sediment vergraben. Andere Auslö­
ser waren tote Sandklaffmuscheln. Der biologische Abbau ver­
brauchte den Sauerstoff so rasch, daß er von der Oberfläche 
nicht nachgeliefert werden konnte. An seine Stelle trat der See­
wasserbestandteil Sulfat, der zum Sulfid reduziert wurde. Die­
ses erzeugte zusammen mit Eisenionen die schwarze Farbe. Die 
Farbe war Indikator für die Abwesenheit von Sauerstoff. Er­
schien die Farbe an der Oberfläche, zeigte sie Abwesenheit von 
Sauerstoff und Anwesenheit von Sulfid an. Damit wurde die 
Oberfläche lebensfeindlich.
So beobachtet, war das Phänomen der experimentellen Simu­
lation zugänglich geworden. Es war leicht. Schwarze Flecke 
durch Vergraben von Algenbiomasse (und anderem biogenem 
abbaubarem Material) zu erzeugen, und es war leichter gewor­
den, sie zu untersuchen (Höpner, Th. & Michaelis, H., Soge­
nannte Schwarze Flecken: ein Eutrophierungssymptom des 
Wattenmeeres. In: J. L. Lozän et al. (Hrsg.). Warnsignale aus 
dem Wattenmeer. Blackwell Wissenschaftsverlag Berlin. S. 
153-159, 1994).
Der Zustand, vor dem das Signal warnte, war die Überlastung 
der Kapazität des Sediments, Biomasse abzubauen. Die Über­
lastung kam durch Biomasse-Überangebot zustande, war also 
eine Eutrophierungserscheinung. Das Signal eignete sich als 
solches wegen der leichten Beobachtbarkeit, Es war als Warn­
signal und als Forschungsgegenstand gleichermaßen geeignet, 
denn es hatte eine Lebensdauer von Wochen oder Monaten. 
Es war zuverlässig, denn es war ja nichts anderes als der bio­
logische Schaden selbst, aber noch auf kleinster Fläche und 
unmittelbar umgeben von biologisch und chemisch gesundem 
Sediment. Es erlaubte eine Untersuchung, noch bevor es sich 
zum ökologischen Schaden auswuchs. Seit dem Ende des Eis­
winters zeigte es eine kritische Annäherung an eine großflä­
chige Überlastung an. Für eine konkrete Krisenwamung reich­
te das allerdings nicht. Doch als die Krise eintrat, wußten wir, 
um was es sich handelte.

Zur Biogeochemie 
der Schwarzen Flecken

Der Abbau von organischem Material ist eine natürliche 
Funktion der Wattsedimente in den Stoffkreisläufen des 
Küstenmeeres. Organisches Material entsteht am Ort (“autoch- 

thon”) durch Wachstum von Bakterien, Algen, Pflanzen (See­
gras leider nur noch vemachlässigbar) und Bodentieren, oder 
es kommt aus dem vorgelagerten Seegebiet (“allochthon”) mit 
Tiden, Strömungen und Wind. Es wird durch physikalische 
Umlagerung und Wühlarbeit der Bodentiere (Bioturbation) in 
das Sediment eingearbeitet. Der Abbau erfolgt in Oberflächen­
nähe unter Sauerstoff-Verbrauch, in der Tiefe überwiegend unter 
Verbrauch von Sulfat, einem der Hauptbestandteile des Seewas­
sers. Solange die Abbaukapazität nicht überlastet ist, stellt sich 
ein Gleichgewicht ein, erkennbar an einem “Redoxhorizonf ’ in 
einigen Zentimetern oder bei Schlicksedimenten manchmal nur 
einigen Millimetern Tiefe. Er trennt schwarzes tieferliegendes 
sauerstofffreies (anaerobes) Sediment von der darüberliegen­
den hell-gefärbten oxischen Sedimentschicht. Die Lage des 
Redoxhorizonts wird ganz wesentlich von der Bioturbation be­
einflußt, denn diese ist der wichtigste Transportweg für Sauer­
stoff in die Tiefe. Sulfid (Schwefelwasserstoff), das im anae-

Die Konsequenz aus dem Auftreten Schwarzer Flächen sind massenhaft 
zusammengeschwemmte Bewohner des Meeresbodens (oben). Im 

Rückseitenwatt von Baitrum starben Wallwürmer entweder an 
toxischen Sulfidkonzentrationen oder an Sauerstoffmangel. Aus der 

Vogelperspektive (unten) wird deutlich: Das von den trockenfallenden 
Platen in kleinen Prielen ablaufende Wasser in Bereichen zwischen 

Neßmersiel und Ballrum ist schwarz gefärbt.
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rohen Sediment gebildet 
wird, wird in der oxischen 
(aeroben) Schicht wieder 
zu Sulfat oxidiert, so daß 
die vom Sauerstoff der 
Oberfläche abhängigen Bo­
dentiere vor dem giftigen 
Sulfid geschützt sind (Zu 
diesen Prozessen siehe Th.
Höpner, Das Wattsediment 
als biochemisches Reakti­
onsmedium, EINBLICKE 
7, 8-12(1988).
Der Schwarze Fleck ist 
“nichts anderes” als die 
Abwesenheit der oxischen 
Sedimentschicht und das 
Erscheinen des schwarzen 
anaeroben Sediments an 
der Oberfläche. Damit es so 
weit kommt, muß nicht nur 
die Abbaukapazität überla­
stet sein, sondern auch die 
Bioturbation verschwinden.
Beides hängt zusammen, 
denn im Schwarzen Fleck 
kann kein Organismus le­
ben außer Bakterien, die 
Gärungen und Schritte des 
Schwefelstoffwechsels und 
der Methanbildung durch­
führen.

Schwarze Flecken 
im Experiment

Die Algenbiomasse soll 
im folgenden die Mo­
dell-Belastung sein. Sie hat 

die ungefähre (molare) Zu- 
sammenetzung 450 C : 45 
N : 1 P (I. Kellner). Die den 
Naturvorgängen abgeschaute Belastung (auf trockene Biomasse be­
zogen) war 3 kg pro Quadratmeter in einer 5-cm-Schicht in 10 bis 
15 cm Tiefe. Die stofflichen Veränderungen im Sediment wurden 
überwiegend als Konzentrationsänderungen gelöster Stoffe im Poren­
wasser beobachtet. Dabei ging es nicht nur um das Schicksal der Al­
genbestandteile, sondern auch um diejenigen Sedimentbestandteile, 
die unter dem Einfluß des veränderten Chemismus gelöst wurden. 
Viele Mitarbeiter waren dabei, meist in Form von Diplom- und Dok­
torarbeiten. Ihre Namen werden jeweils genannt.
Organischer Kohlenstoff. Am Beginn des Abbaus der Algenbiomas­
se steht die Zerlegung von deren Makromolekülen in kleine lösliche 
Zwischenprodukte, die als DOC (gelöster organischer Kohlenstoff) 
im Porenwasser gefunden werden. Im Porenwasser eines unbelaste­
ten Sediments gibt es allenfalls 20 mg/1 DOC (E. Koke). Im belaste­
ten können es 800 mg/1 DOC werden (I. Kellner), in Labor-Mikro­
kosmen sogar 4.000 mg/1 DOC (M. Robak). Essigsäure stellt 60 % 
des Kohlenstoffs (M. Oetken, C. Riemer), der Rest verteilt sich auf 
viele Aminosäuren, Zucker u.a. (M. Robak). Es sind die DOC-Be- 
standteile, die von den sulfatreduzierenden Bakterien benutzt werden 
und dabei zu Kohlendioxid oxidiert werden. Essigsäure u. a. ist auch 
Vorläufer von Methan.

Stickstoff Der Algen-Stick- 
stoff wird als Ammonium 
freigesetzt und erreicht im 
Porenwasser 600 pMol/1 (I. 
Langner) und damit toxi­
sche Konzentrationen. 
“Normal” sind 50 pMol/1. 
Ammonium entweicht 
durch Diffusion aus dem 
Sediment in das Tidewasser 
(Efflux) und trägt zu dessen 
Nährstoffgehalt bei. Dies er­
möglicht das Algenwachs­
tum, und so dreht sich die 
Stoffkreislauf-Spirale. 
Phosphat. Zu dem Phos­
phat aus der Algenbiomas­
se kommt solches, das als 
Folge der Reduktion des 
Sediments aus diesem in 
das Porenwasser freigesetzt 
wird. Bis zu 120 pMol/1 
werden erreicht (I. Lang­
ner), “normal” sind allen­
falls 5 pMol/1. Auch hier 
trägt der Efflux zur Nähr­
stoffanreicherung des Tide­
wassers bei.
Sulfat. Mit 24 pMol/1 ge­
hört Sulfat zu den Hauptbe­
standteilen des Seewassers 
und damit auch des Poren­
wassers. Im Belastungsex­
periment wurde verschie­
dentlich die völlige Er­
schöpfung des Sulfats er­
reicht (B. Oelschläger), d.h. 
alles Sulfat wurde zu Sulfid 
reduziert. In der Literatur 
war Vergleichbares nicht zu 
finden.
Sulfid. Konsequenterweise 
wurden Sulfidkonzentratio­
nen bis zu 20 pMol/1 gefun­

den, “normal” sind allenfalls 0,05 (B. Oelschläger). Die Differenz zur 
ursprünglichen Sulfatkonzentration erklärt sich nicht nur mit einem 
Verlust durch Diffusion in das Tidewasser, sondern auch durch die 
Reaktion mit dem sedimenteigenen Eisen zu schwarzem Eisensulfid. 
Laborexperimente zeigten, daß dieses Eisen die Sulfid-Porenwasser- 
konzentration um ungefähr 3 pMol/1 erniedrigen kann (G. Klos). Dann 
ist die Bindekapazität des Eisens erschöpft. Eine so beanspruchte Se- 
dimentfäche ist deshalb für längere Zeit (ein Jahr oder mehr) sensiti­
ver gegenüber einer neuen Belastung als eine noch nicht belastete Flä­
che . Sulfid wurde als Schwefelwasserstoff an die Atmosphäre abge­
geben. Es zählt zu den klimarelevanten Gasen.
Dimethylsulfid. Das charakteristisch belästigend riechende Abbaupro­
dukt eines osmoregulierenden Inhaltsstoffes der Algen erreichte, auf 
Porenwasser bezogen, 300 pMol/1, vereinzelt viel mehr. Es wird unter 
anaeroben Bedingungen zu Methan und Sulfid zerlegt, ist aber im oxi­
schen Sediment recht stabil und kann auch in die Atmosphäre gelan­
gen, wo es zu den klimarelevanten Gasen gerechnet wird (G. Meyer). 
Methan. Es entsteht nicht (wie früher angenommen) erst nach Er­
schöpfung des Sulfats, sondern schon während noch laufender Sul­
fatreduktion (M. Rackemann). Einer der Gründe ist, daß Essigsäu­
re ein sehr gutes methanogenes Substrat ist. Methanblasen im Sedi-
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ment spielen eine Rolle bei der kurzzeitigen Veränderung von 
Schwarzen Flecken, weil sie vom hydrostatischen Druck des Tide­
wassers komprimiert werden und sich bei dessen Ablaufen wieder 
entspannen und dabei Porenwasser von der Oberfläche ansaugen 
bzw. herausdrücken (I. Langner). Methan gehört ebenfalls zu den kli­
marelevanten Gasen.
Lachgas (Distickstoffoxid). Normalerweise wird Ammonium im oxi- 
schen Sediment zu Nitrat oxidiert, das im anaerob-oxischen Über­
gangsbereich zu elementarem Stickstoff reduziert wird. Dieses ent­
weicht in die Atmosphäre. Es handelt sich um einen ökologisch 
wichtigen Prozeß, der Stickstoffverbindungen aus dem Ökosystem 
eliminiert und nicht nur woandershin verlagert. In schwarzen Sedi­
menten funktioniert das nicht bis zum Ende. Anstatt Stickstoff ent­
steht Lachgas, das vierte unter solchen Bedingungen entstehende klk 
marelevante Gas (H. Ebrahimi, P. Lindenlaub).
Das Watt verkraftete die geschilderten Prozesse und die auftretenden 
Stoffe problemlos, solange es um die wenigen und kleinen Schwar­
zen Flecke, eben um das Warnsignal, ging. Der Einfluß auf das um­
gebende Sediment war gering. Organismen konnten ausweichen, und 
wo nicht, so war ihr Verlust zu verschmerzen. Auch die Diffusion von 
Produkten in das Tidewasser und in die Atmosphäre war vemachläs- 
sigbar. Ganz anders bei den Schwarzen Flächen. Da gibt es keine ge­
sunden Fläche an den Rändern mehr, in die Organismen ausweichen 
können, und angesichts der Größe der Flächen (es wurde von 25 km2 
gesprochen), wird die Menge der ins Wasser und die Atmosphäre ab­
gegebenen Stoffe besorgniserregend.

Plausible Erklärungen

Soweit, so gut. Das Phänomen ist beschrieben, die Ursachen zur 
Entstehung sind genannt. Kenner der Materie warteten nun auf 
das Auftreten dichter Makroalgenbestände, in denen große Mengen 

organischen Materials lokal fixiert sind. Bei deren Zersetzung, so warn­
ten sie, würden Schwarze Flecken (= Schwarzen Flächen) großflächig 
auftreten. Die Schwarzen Flächen sind auch ohne Algen gekommen. 
Wir lernen nie aus.
Schwarze Flächen - unglückliche Verkettung natürlicher Umstände? 
Naturphänomene wie das Auftreten “Schwarzer Flächen” sind das 
Produkt des Zusammenspiels vieler Einzelereignisse und entziehen 
sich so vielfach einer wissenschaftlichen Analyse. Gelingt es aber, 
Schlüsselereignisse zu erkennen und als solche zu deuten, läßt sich 
daraus zumindest eine “plausible” Erklärung ableiten. So stellen auch 
die folgenden Ausführungen zum Auftreten Schwarzer Flächen le­
diglich ein “plausibles” Bild (s. Schema) der Ereignisse dar. Eine 
ganze Reihe von Fragen bleiben dabei unbeantwortet.
Der Winter 1995/96 war sehr kalt und während mehrerer Wochen 
herrschten starke östliche (ablandige) Winde vor, die einen sehr nied­
rigen Wasserstand bedingten. Als Konsequenz waren die trockenfal­
lenden Flächen im Wattenmeer über einen längeren Zeitraum mit Eis 
bedeckt, und während der Zeit ohne Wasserbedeckung drang der Frost 
tief in den Wattboden ein. (Um eventuellen Fehldeutungen hinsicht­
lich der Bedeutung des Eiswinters vorzubeugen, sei angemerkt, daß 
es sich bei weniger als 100 Tagen Eisbedeckung beim letzten Winter 
keineswegs um einen “Jahrhundertwinter” gehandelt hat.) Der Frost 
und die mechanische Umlagerung des Wattbodens durch driftendes 
Eis haben einen Großteil der auf (Miesmuschel) oder unmittelbar unter 
der Oberfläche lebenden Tierwelt (Pfeffer-, Teil- und Herzmuschel) 
getötet. Selbst die tiefer eingegraben lebende Sandklaffmuschel erfror. 
Im Frühling verhinderten anhaltend niedrige Temperaturen bis in den 
April hinein einen raschen Abbau der gestorbenen Tiere. Erst mit 
Einsetzen warmen und sonnigen Wetters im Mai kam es zu einer ra­
schen Zersetzung des angereicherten organischen Materials und da­
mit zu einer Zehrung von Sauerstoff.
Zeitgleich trat, zunächst großflächig in der Nordsee vor der Ostfrie­
sischen Küste, eine erste Planktonblüte auf, die von einer nordischen

Kieselalge (Coscinodiscus concinnus) verursacht war. Ein Merkmal 
der Kieselalgen, auch dieser relativ großen (bis 0,5 mm), ist die Spei­
cherung von Fett, das beim Absterben der Alge freigesetzt wird. Se- 
dimentiert eine solche Algenblüte auf Wattflächen oder gelangt der 
algenbürtige Fettfilm von See her ins Watt, kann sich ein Fettfilm auf 
der Oberfläche bilden. Er kann die Sauerstoffzehrung erhöhen, kann den 
Austausch von Sauerstoff zwischen Wasser/Luft und dem Boden er­
schweren und vielleicht die Kiemenatmung von Bodentieren behindern. 
In einem Kreislauf aus Zersetzung, Sauerstoffverbrauch, Absterben 
und wieder Zersetzung gerieten immer mehr Arten in den Strudel. In 
weiten Bereichen des Ostfriesischen Wattenmeeres - für den Bereich 
des Inselwatts vor Baitrum ist dies eindeutig belegt - fielen ab An­
fang Juni weitere Wattbewohner wie der Seeringelwurm oder der Watt­
wurm diesem selbstverstärkenden Effekt (s. Schema) zum Opfer.

Menschliche Maßlosigkeit

Faßt man die beschriebenen Phänomene zusammen, so erscheint 
es angebracht, zwischen der Ursache und den aktuellen Auslösern 
Schwarzer Flächen zu unterscheiden. Über Jahrzehnte hin ist die na­

türlicherweise hohe Produktivität des Wattenmeeres durch Nährstoff­
zufuhren zusätzlich gesteigert worden. In der ÖSF konnte bewiesen 
werden, daß Schwarze Flecken als Folge lokaler Biomasseanreiche­
rungen entstehen. Die Grenze der Abbauleistung des Wattenmeeres 
für organisches Material scheint erreicht, eine Erklärung, die sich nur 
schwer beweisen läßt, die aber bei Kenntnis der Mechanismen, die 
zur Ausbildung Schwarzer Flecken führen, plausibel ist. In einer so 
vorgeprägten Situation kann das Abweichen vom “Normalen”, nen­
nen wir es der Einfachheit halber “ein Ereignis”, Prozesse in einer 
Weise umsteuem, wie wir es im letzten Winter bis in den Juni hinein 
erleben mußten. Eiswinter, auch stärkere, gab es oft. Es scheint aber, 
daß die Fähigkeit, ein solches Ereignis zu kompensieren, in zuneh­
mendem Maß verloren geht.
Als Fazit bleibt: Niedrige Temperaturen und starke Stürme im späten 
Frühling und im Sommer haben aus Schwarzen Flecken zunächst nur 
kurzzeitig Schwarze Flächen werden lassen. Bei Anwesenheit von Sau­
erstoff kann die Neubesiedlung selbst großer ehemals sauerstofffreier 
Flächen durch Larvenfall relativ schnell erfolgen. Nehmen wir die 
Schwarzen Flecken als Warnsignale ernst und betrachten das Auftre­
ten Schwarzer Flächen infolge einer Verkettung normaler Ereignisse als 
ein noch deutlicheres Warnsignal, nehmen wir es als Warnschuß vor den 
Bug menschlicher Maßlosigkeit im Umgang mit der Natur.
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Konflikte zwischen Ökologie und Urbanität
von Norbert Gestring, Hans-Norbert Mayer, Walter Siebei

Der ökologische Umbau der Städte und der Gesellschaft beinhaltet mehr als nur 
die Einführung einer anderen Technik, er beinhaltet auch die Notwendigkeit ei­
ner anderen Lebensweise. Am Beispiel der unterschiedlichen Strategien des öko­
logischen Wohnens wird gezeigt, daß ökologisch begründete Verhaltensanforde­
rungen in Konflikt geraten können mit zentralen Werten der Politik, urbanen 
Emanzipationsversprechungen und dem dominierenden Leitbild vom Wohnen. 
Der Aufsatz beruht auf einem vor kurzem abgeschlossenen Forschungsprojekt, 
das von der VW-Stiftung finanziert wurde.
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Abfall der Konsumgesellschaft: 
Schon durch die Annahme einer 
ökologischen Katastrophe wird 
die urbane Lebensweise in Frage 
gestellt.

Die moderne städtische Lebensweise, wie sie sich typisch in West­
europa und Nordamerika entfaltet hat, ist ein Triumph über die 
Abhängigkeit des Menschen von der Natur. Lebensweisen erschei­

nen um so städtischer, je weniger sie von Zeitrhythmen der Natur dik­
tiert, und je weniger sie von natürlichen physischen Bedingungen 
abhängig sind. Aber die Herrschaft über Natur und die städtische 
Lebensweise als Ausdruck der Unabhängigkeit von Natur produzie­
ren Folgen, die die Fortexistenz der Menschheit selbst in Frage stel­
len. Diese Lebensweise, so scheint es, zerstört ihre eigenen Grundla­
gen. Die Natur, auf der die Stadt als künstlichste aller Welten errich­
tet ist, hält sie nicht mehr aus.
Gegenwärtig verbrauchen 20 Prozent der Weltbevölkerung annähernd 
vier Fünftel des Welteinkommens. Wenn alle heute 5,6 und demnächst 
10 Mrd. Menschen so leben würden wie diese schmale Oberschicht, 
so würde es die Erde nicht aushalten. Wenn es zutrifft, daß drei Pla­
neten vom Typus der Erde als Ressourcenquellen und Mülldeponien 
(Emst Ulrich von Weizsäcker) notwendig wären, um allen Menschen 
dieser Erde ein Leben nach westeuropäischen und nordamerikani­
schen Mustern zu erlauben, dann ist diese Lebensweise das Haupt­
problem. Sie ist nicht universalisierbar. Damit verliert sie auch ihren

humanen, emanzipatorischen Gehalt und entpuppt sich als auf Herr­
schaft beruhendes Privileg.
Will man die heute auf der Welt herrschende extreme Ungleichheit 
nicht mit Gewalt aufrechterhalten, so bleibt nur ein Ausweg aus der 
ökologischen Problematik: eine Änderung der Lebensweise des west­
lichen, urbanisierten Konsumentenhaushaltes in Richtung auf ein für 
alle akzeptables und praktikables Bild vom richtigen Leben. Nur das 
wäre eine nachhaltige Lebensweise.

Ökologie und Lebensweise

Wie muß diese Lebensweise beschaffen sein, und gibt es hier 
überhaupt ein von der Natur diktiertes Muß, das durch die Na­
turwissenschaften, etwa die Biologie, zu entdecken wäre? Die gän­

gigste Begründung für die Notwendigkeit einer ökologischen Politik 
ist der Hinweis auf die drohende Katastrophe. Aber die ökologische 
Katastrophe bedroht allein eine menschliches Leben zulassende Na­
tur, nicht die Natur an sich. Diese wird weiter existieren, nur eben in 
einer Gestalt, in der menschliches Leben nicht mehr möglich wäre. 
Und der Natur wäre es - wenn es sie als Subjekt gäbe - wohl herzlich
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gleichgültig, ob auf der Erde Menschen existieren oder nicht. Auch 
das Interesse an der Vielfalt der Natur ist ein anthropozentrisches, da 
der Mensch seinen eigenen Reichtum zugleich mit dem der Natur ent­
faltet, da dieser Reichtum selber menschenproduzierter Reichtum der 
Natur ist, weil Vielfalt eine Versicherung gegen Katastrophen darstellt 
und weil eine vielfältige Natur reaktionsfähiger und flexibler ist, also 
mehr Menschen verkraften kann. Kurz: es geht gar nicht um den Er­
halt von Natur an sich, sondern um eine historisch bestimmte Natur, 
der Natur, in der menschliches Leben möglich ist. Die ökologische 
Frage ist die durch und durch anthropozentrische Frage nach dem 
Erhalt einer menschenverträglichen natürlichen Umwelt. Es gibt nicht 
jene natürliche Ordnung, aus der sich unbezweifelbare Maximen rich­
tigen Handelns gewinnen ließen - unbezweifelbar, weil jenseits 
menschlicher Subjektivität und jenseits von Interessen begründbar. 
Durch das Menetekel der ökologischen Katastrophe sind zwar nega­
tiv Grenzen für die Fortentwicklung dieser Kultur gesetzt, aber dar­
aus ergeben sich keine positiven Hinweise, in welcher anderen Kul­
tur die Menschheit menschenwürdig überleben soll. Eine Antwort auf 
die ökologische Überlebensfrage kann von der Naturwissenschaft be­
stenfalls negativ gegeben werden: so jedenfalls nicht weiter. Aber wie 
es weitergehen soll, bleibt eine Frage nach dem Bild vom richtigen 
Leben, nach politischen und sozialen Werten, also nach Kultur. Das 
ist der erste Grund, weshalb die Frage nach dem künftigen Bild vom 
ökologisch verantwortlichen Leben nicht allein naturwissenschaftlich 
beantwortet werden kann.
Der zweite Grund liegt darin, daß es keine Umwelt des Menschen gibt, 
die nicht menschlich gestaltete Umwelt wäre. Der Mensch als Män­
gelwesen muß Natur bearbeiten. Eine Umwelt, in der der Mensch 
überleben kann, ist stets kultivierte Natur. Als 
solche wirkt sie auf den Menschen zurück, als 
solche bedarf sie der fortdauernden menschli­
chen Arbeit, um ihren Zustand als menschen­
freundliche Natur zu bewahren. Das hat weitrei­
chende Konsequenzen. Wer entscheidet, tut dies 
niemals allein über eine lebenswerte Umwelt, 
sondern immer auch über den Menschen, der in 
dieser Umwelt leben kann und will - und den 
diese Umwelt zu ihrer Kultivierung voraussetzt.
Mit jeder Entscheidung über eine lebenswerte 
Umwelt wird auch über eine Art zu leben und 
zu arbeiten entschieden. Sind beispielsweise ein­
mal bestimmte Mengen radioaktiver Abfalle in 
die Welt gelangt, sind kommende Generationen 
für Tausende von Jahren gezwungen, sich 
zumindest Teile unseres physikalischen und 
technischen Wissens anzueignen und danach zu 
leben.
Im ökologischen System der Beziehungen zwi­
schen Mensch und Umwelt sind beide Pole Pro­
dukt menschlicher Geschichte, also prinzipiell 
variabel. Über die damit eröffneten Möglichkei­
ten läßt sich nur nach Maßstäben urteilen, die an 
einem Bild vom gewünschten und nicht an ei­
nem Bild vom natürlichen Leben orientiert sind.
Ob in unseren Städten mehr Schmetterlinge,
Hauskatzen oder Singvögel leben sollen, und ob 
die Menschen als Bauern, Atomtechniker oder 
Kritiker leben, diese Entscheidung kann keine 
Naturwissenschaft der Politik und damit der 
Auseinandersetzung über das Bild vom richtigen 
Leben abnehmen. Das einzige, was deutlich ist: 
es wird ein anderes Bild sein, d.h. aber auch, die 
Anforderungen einer nachhaltigen Lebensweise 
können in Konflikt geraten mit positiven Wer­
ten unserer heutigen Lebensweise.

Ökologisches Wohnen

Daß auch die Privathaushalte zu einem ökologischen Umbau bei­
tragen müssen, und daß auch Veränderungen im Wohnalltag ge­
fordert sind, ist vielen bewußt. Das ökologische Problembewußtsein 

ist hoch, die alltägliche Praxis des Wohnens aber bleibt weit dahinter 
zurück. Die Gründe für diese Kluft zwischen Einsicht und Tun lie­
gen - neben ungünstigen Rahmenbedingungen - darin, daß ökologisch 
begründete Verhaltensanforderungen in Konflikt geraten können mit 
zentralen Werten der Politik (soziale Gerechtigkeit, Frauenemanzi­
pation), mit urbanen Emanzipationshoffnungen (individuelle Auto­
nomie, Entlastung von Arbeit) und mit dem Bild vom richtigen Woh­
nen (Einfamilienhaus am Stadtrand). Diese These wird anhand drei­
er Ansätze des ökologischen Wohnens erläutert; Der städtebauliche 
Ansatz zielt auf eine andere Siedlungsstruktur, der soziale Ansatz auf 
eine Veränderung der Lebensweise und der technische Ansatz auf eine 
andere Stadt- und Haustechnik.

Umkehr der Stadtentwicklung

Der städtebauliche Ansatz legt sein Hauptaugenmerk auf die 
Siedlungsstruktur und damit auf die Themen Standort und Flä­
chenverbrauch. Im Zentrum der Kritik steht die Suburbanisierung. 

Wohnen im Grünen ist demnach kein ökologisches Wohnen, nicht nur 
weil das Einfamilienhaus ein Flächenfresser und eine Energie­
schleuder ist, sondern auch wegen des Verkehrs, den die dadurch be­
dingten Siedlungsstrukturen erzeugen. Der städtebauliche Ansatz
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betont die ökologische 
Rationalität der kompak­
ten Stadt mit hoher Bau­
dichte und Nutzungsmi­
schung. Die Umsetzung 
der städtebaulichen Stra­
tegie ist ohne erhebliche 
politische Widerstände 
kaum denkbar, da sie 
nicht nur im Widersprach 
zu handfesten ökonomi­
schen Interessen steht, 
sondern auch in Konflikt 
mit subjektiven Wert­
orientierungen geriete.
Ein Faktor des Flächen­
verbrauchs ist der wach­
sende individuelle Ver­
brauch von Wohnfläche.
Der Anstieg auf durch­
schnittlich fast 40 m2 pro 
Kopf der Bevölkerung in der alten Bundesrepublik hat vor allem zwei 
Ursachen. Die erste ist die Tendenz der Individualisierung, die sich 
u.a. im Trend zu immer kleineren Haushalten zeigt. Die zweite hängt 
mit der spezifischen Art und Weise zusammen, wie in unserer Gesell­
schaft Bedürfnisse befriedigt werden, nämlich durch den individuellen 
Kauf und den privaten Konsum von Waren und Dienstleistungen. Bei­
de gesellschaftlichen Entwicklungen, die Individualisierung der Le­
bensführung und die Privatisierung der Bedürfnisbefriedigung, ste­
hen einer ökologisch sinnvollen Förderung von Wohn- und 
Hausgemeinschaften und einer flächensparenden Organisation von 
Wohnfunktionen in Gemeinschaftseinrichtungen entgegen. Aber der 
städtebauliche Ansatz kämpft hier eben nicht nur gegen hedonisti­
schen Konsumismus und großstädtische Vereinzelung. Er läuft Ge­
fahr, in Konflikt zu geraten mit den durchaus emanzipativen Hoff­
nungen der Individuen auf Autonomie und Selbstentfaltung, die die 
Trends der Individualisierung und Privatisierung tragen.
Über das Ausmaß, in dem sich der steigende Wohnflächenverbrauch 
im Verbrauch von Landschafts- und Freiflächen niederschlägt, ent­
scheidet die Bebauungsdichte. Als beliebteste Wohnform in der Bun­
desrepublik hat das Einfamilienhaus, besonders das freistehende Ein­
familienhaus, die Suburbanisierang getragen. Eine restriktive Flächen­
politik, die nur noch verdichtete Bauformen im Wohnungsbau zulas­
sen würde, stieße auf den Widerstand derjenigen sozialen Gruppen, 
die sich den Traum vom Einfamilienhaus verwirklichen wollen. Die­
ser Traum hat unter den gegenwärtigen Lebensbedingungen in den 
Städten für Familien mit kleinen Kindern einsehbare Gründe. Aber 
eine ökologische Stadtpolitik verstieße nicht nur gegen diese in ei­
ner bestimmten Lebenssituation hochplausiblen Wohnwünsche, son­
dern auch gegen die Phantasien von Unabhängigkeit, Aneignung und 
Identifikation, die sich für viele mit dem Eigenheim verbinden.
Eine weitere Umsetzungsschwierigkeit für den städtebaulichen An­
satz liegt im Wohnungsmarkt. Die sozialen Konflikte in den Städten, 
die aus Zuwanderung, Nutzungskonkurrenzen und ungleicher Vertei­
lung resultierten, wurden bislang nicht zuletzt durch das Wachstum 
der Städte in die Fläche politisch entschärft. Das betrifft den Auszug 
der Mittelschichten ins Umland wie den sozialen Wohnungsbau am 
Stadtrand. Eine ökologische Strategie, die zur Begrenzung des Flä­
chenverbrauchs das Neubauvolumen beschränken würde, hätte un­
ter den gegebenen Bedingungen gleich in dreifacher Hinsicht negati­
ve Verteilungswirkungen. Sie würde erstens dem legitimen Anspruch 
der unteren Einkommensschichten auf Verbesserung ihrer Wohnsi- 
tuation eine Absage erteilen und ihre ungenügende Versorgung mit 
Wohnraum auf Dauer zementieren. Zweitens müßte sich angesichts wei­
terer Zuwanderung die Wohnungsversorgung auf dem engsten Markt­

segment, dem der 
preisgünstigen Mietwoh­
nungen, absolut ver­
schlechtern. Und drittens 
würde sich die kaufkräf­
tige Nachfrage der ein­
kommensstarken Haushal­
te nach mehr Wohnfläche 
auf den Wohnungsbe­
stand konzentrieren, wo­
durch die sozialen Ver­
drängungseffekte in be­
stimmten Stadtvierteln 
noch verstärkt würden. 
Eine konsequente Flä­
chenpolitik träfe so in er­
ster Linie die Schwäch­
sten der Gesellschaft. Es 
kann aber nicht der Sinn 
des ökologischen Stadt­
umbaus sein, die Um­

weltprobleme auf Kosten der sozialen Gerechtigkeit zu lösen.

Ökologisch wohnen heißt ökologisch leben

Die soziale Strategie setzt ganz auf Verhaltensänderungen bei Be­
wohnerinnen und Bewohnern, Ökologisches Wohnen läßt sich 
nach dieser Problemdefmition keineswegs auf den Einbau von Tech­

niken reduzieren, sondern erfordert eine Umorientierung der ganzen 
Lebensweise, in und außerhalb der Wohnung. Motor der Erneuerung 
wäre demnach ein gesellschaftlicher Wertewandel, in dem die Öko­
logie eine tragende Rolle spielt.
Der soziale Ansatz betont die positiven Seiten, die Gewinne ökolo­
gischen Wohnens, wobei an das verbreitete Bedürfnis nach einer gift­
freien Wohnung und einem für Kinder gefahrlosen, natumahen Wohn- 
umfeld angeknüpft werden kann. Zu den Gewinnen einer ökolo­
gischen Lebensweise zählen aus dieser Sicht nicht nur Naturerlebnisse 
und Gesundheit, sondern auch soziale Kontakte, eigenver­
antwortliches Handeln und kreative Freizeitgestaltung, kurz: Ökolo­
gisches Wohnen kann Baustein zur Selbstverwirklichung werden. 
Die Stärke des sozialen Ansatzes, die Einsicht nämlich, daß ökologi­
sches Wohnen im Kem eine Frage der Lebensweise ist, ist gleichzei­
tig die Achillesferse dieser Strategie. Was manchen als Baustein zur 
Selbstverwirklichung gelten mag, kann für andere als zusätzliche 
Belastung, als lästige Verpflichtung oder gar als Eingriff in die indi­
viduelle Autonomie der Privatsphäre empfunden werden. Die Hand­
habung eines Mülltrennsystems, die Wartung einer gemeinschaftlichen 
Pflanzenkläranlage, der Verzicht auf Chemie im Haushalt und im 
Garten, all das verlangt Mehrarbeit, Wissen und Selbstdisziplin. Diese 
Verhaltensanforderungen ökologischen Wohnens können aber zum 
einen mit den Interessen der Frauen auf Befreiung von der Hausar­
beit zugunsten beruflicher Arbeit und selbstbestimmter Tätigkeiten 
in der Freizeit in Widerspruch geraten. Angesichts der üblichen Ar­
beitsteilung im Haushalt ist es nicht unwahrscheinlich, daß die öko­
logisch begründete Mehrarbeit in der Wohnung der Frau aufgebür- 
dert wird. Zum anderen können diese Verhaltensanforderungen in 
Konflikt geraten mit den zentralen Versprechungen der Urbanisierung 
auf Entlastung von Arbeit und Verpflichtungen. Mit dem Müllschluk- 
ker, dem Strom aus der Steckdose, dem fließenden warmen Wasser, 
dem Altenpflegeheim und dem Anrufbeantworter, mit dieser techni­
schen und sozialen Versorgungsapparatur Stadt verbindet sich auch 
die alte emanzipatorische Hoffnung auf ein Reich der Freiheit jenseits 
des Reichs der Notwendigkeit. Das sorgfältige Auseinanderfieseln ver­
schiedener Müllsorten, die Pflege der Mietergärten, die Teilnahme an

Ökologisches 
Wohnen läßt 
sich nicht auf 
den Einbau 
neuer Techniken 
reduzieren, 
sondern erfor­
dert Umorien­
tierung der 
Lebensweise: 
Ökosiedlung in 
Hamburg- 
Allermöhe.
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der Selbstverwaltung, die Planungspartizipation und die Selbsthilfe bei 
der Modernisierung, all das sind sicherlich Schritte, um sich seine Stadt 
zu eigen zu machen und damit zur Heimat. Aber es gibt auch das Ge­
genbild, die Stadt als Garant von Anonymität, als Maschine zur Ent­
lastung von Arbeit und Verantwortung, als Ort, wo man die Unab­
hängigkeit von Natur, Nachbarn und Verwandten leben kann. Und 
gemessen an diesem ja durchaus auch befreiendem Gehalt von Ur­
banität können Demokratisierung, Aneignung und Ökologie als Zu­
mutung empfunden werden.

Veränderung der Häuser, 
nicht der Menschen

Der technische Ansatz versucht, die ökologische Erneuerung in er­
ster Linie über die technische Optimierung des Wohnungsbaus 
zu erreichen. Eine fortentwickelte Stadt- und Haustechnik soll den 

verschwenderischen Umgang mit Ressourcen und die Belastung der 
Natur spürbar eindämmen, ohne daß Bewohnerinnen und Bewohner 
ihr Verhalten ändern oder gar Komforteinbußen hinnehmen müßten. 
Die technisch orientierte Strategie konzentriert sich auf diejenigen 
ökologischen Handlungsfelder, die durch Aus- und Umrüstung von 
Gebäuden beeinflußbar sind. Im Mittelpunkt stehen deshalb Maßnah­
men zur Energieeinsparung. Hier wird nicht auf Einsicht und freiwil­
lige Verhaltensähderung gesetzt, denn Verhaltensanforderungen an 
Bewohner und Bewohnerinnen sollen gerade vermieden werden. Das 
geschieht entweder durch die Beschränkung auf die weniger ver­
haltensrelevanten Techniken und Maßnahmen (Einbau von Wärme­
dämmung, Nutzung der Sonnenenergie, effektive Heizungsanlagen 
u.ä.) oder mit 'intelligenten’ Lösungen, die unabhängig von Verhal- 
tensänderungen funktionieren (z.B. automatische Lüftung). Eine sol­
che Vorgehensweise erscheint auch deshalb pragmatischer, weil sie 
politisch leichter steuerbar ist. Denn die Verwendung von bestimmten 
Baustoffen und standardisierten Techniken läßt sich durch die klas­
sischen Steuerungsmedien der Politik, also durch Recht und Geld, 
direkt beeinflussen.
Mit dem technischen Ansatz verbinden sich Hoffnungen auf eine 
schnelle und wirksame Umweltentlastung, die politisch vergleichs­
weise einfach durchzusetzen und gleichzeitig ohne Verhaltensände­
rung erreichbar ist. Diese Hoffnungen sind aber wenig realistisch. 
Erstens, weil die notwendige technische Um- und Ausrüstung von 
Häusern teuer ist. Wenn aber finanzielle Ressourcen der Gesellschaft 
in Richtung Ökologie umgesteuert werden sollen, dann muß in der 
Bevölkerung ein ökologisches Bewußtsein über die Notwendigkeit 
solcher Maßnahmen bereits verbreitet sein, sonst ist eine solche Po­
litik nicht mehrheitsfahig. Zweitens ist der Versuch, sich auf verhal­
tensneutrale Techniken zu beschränken, entweder illusionär oder er 
fuhrt zu einer Begrenzung der ökologischen Effekte. In seiner Kon­
sequenz verändert auch der technische Ansatz den Wohnalltag, u.a. 
durch Reglementierung. Je perfekter die technischen Lösungen, de­
sto restriktiver werden die Vorgaben für die Wohnweise. Zwar wer­
den Verhaltensänderungen nicht propagiert, aber durch Einschränkung 
von Handlungsaltemativen - beispielsweise bei der zonierten Grund­
rißgestaltung oder bei automatischen Lüftungssystemen - faktisch 
erzwungen.
Außerdem steht und fällt der ökologische Effekt des Technikeinsat­
zes eben doch mit dem komplementären Verhalten der Bewohner und 
Bewohnerinnen. Es erweist sich als Illusion, die Haustechnik unab­
hängig von der Mitwirkungsfähigkeit und -bereitschaft der Hausbe­
wohner gestalten zu wollen. Umweltbewußtes Verhalten kann nicht 
nur den Wirkungsgrad der ökologischen Technik erhöhen, sondern 
im umgekehrten Fall kann falsches Handeln auch ihren Erfolg zunich­
te machen. Das gilt für den als Wohnraum genutzten, mitbeheizten 
Wintergarten ebenso wie für das gutgedämmte Haus, das in der

Heizperiode übers Kippfenster dauergelüftet wird. Damit trifft der 
technische Ansatz auf ähnliche, wenn auch weniger offenkundige 
Widersprüche wie der soziale.
Schließlich spricht einiges dafür, daß die umweltverträgliche und 
energiesparende Ausstattung eines Gebäudes eine Entlastungsfunk­
tion hat und zu einem ungehemmten Verbrauchsverhalten verleiten 
kann. Einer der schwerwiegendsten Einwände gegen den technischen 
Ansatz lautet deshalb, daß die ökologischen Techniken so, wie sie in 
heutigen Ökohäusem und -Siedlungen eingesetzt werden, nämlich als 
Zusatzinstallationen zum üblichen Wohnstandard, vielleicht eine ähn­
liche Wirkung erzielen wie der Katalysator beim Auto: als alleinige 
Handlungsmaxime verbauen sie letztlich den Weg zu grundsätzliche­
ren Lösungen der Umweltprobleme, weil sie eine falsche Lebens- und 
Siedlungsweise stabilisieren.

Auswege

Ohne Zweifel wäre eine Kombination des städtebaulichen, sozia­
len und technischen Ansatzes das Beste. Eine veränderte Lebens­
weise, eine optimierte Haustechnik und eine verdichtete Siedlungs­

struktur sind die zentralen, unerläßlichen Elemente eines ökologischen 
Stadtumbaus. Vergegenwärtigt man sich aber die verschiedenen Kon­
fliktebenen, die mit den drei Strategien verbunden sind, wird es nicht 
verwundern, wenn mehr Fragen offen bleiben als Antworten gege­
ben werden können. Angesichts der Dringlichkeit des Problems kann 
auf den einen Königsweg nicht gewartet werden, es müssen alle denk­
baren Lösungswege versucht werden.
Der ökologische Umbau verlangt neben anderen rechtlichen und 
finanziellen Orientierungsdaten die Organisation von Lernprozessen. 
Das Lernen von Verhaltensänderungen ist innovatives Lernen. Inno­
vatives Lernen geschieht durch konkrete Erfahrung, durch Benutzen, 
durch Bearbeiten und in sozialer Interaktion. Es setzt Verantwortung 
voraus, also Spielräume und damit auch die Chance, Fehler zu ma­
chen. Die Prozesse des Planens, Bauens und Nutzens müssen so 
organisiert werden, daß sie Chancen für die Entwicklung solcher Lem- 
milieus eröffnen; gerade auf der kommunalen Ebene bietet sich die 
Möglichkeit, die hierfür notwendigen unmittelbaren Vor-Ort-Bezie- 
hungen aufzubauen.
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Fernerkundung - nah gesehen
von Dietrich Hagen

Die Geschichte der Erderkundung ist in eine neue Phase getreten: Nach Jahr­
hunderten persönlichen Einsatzes teils wagemutiger, teils erfolgsbesessener 
Entdecker sowie knapp 200 Jahren Erdbeobachtung von Fluggeräten aus kann 
die Oberfläche des Planeten nun aus dem Weltraum untersucht werden. Mit 
der wachsenden Entfernung haben sich die Beobachtungstechniken verändert. 
Stand am Anfang das freie Auge, traten im nächsten Abschnitt optische Hilfs­
mittel wie Ferngläser und Kamerasysteme hinzu, die jüngst durch optoelektro­
nische Abtaster (Scanner) ergänzt werden. Solche Geräte registrieren neben 
dem sichtbaren Licht auch Wellenbereiche, die jenseits der Wahrnehmung des 
menschlichen Auges liegen.

Sehen ist ein mehrstufiger Prozeß, der ungefähr in folgender Wei­
se beschrieben werden kann; ein breites Band elektromagnetischer 
Strahlung erreicht von der Sonne kommend die Erdoberfläche, wird 

von den Eigenschaften der verschiedenen Oberflächen gefiltert, ab­
sorbiert und zum Teil zurückgeworfen, wovon wiederum ein Teil auf 
das Auge fällt und dort, durch die Linse gebündelt, auf die lichtemp­
findlichen Zellen des Augenhintergrunds trifft. Der Sehnerv leitet den 
Reiz zum Zentralnervensystem weiter, wo das eigentliche Sehen statt­
findet, m.a.W., das Bild der Welt entsteht im Gehirn.Analog zu die­
sem im einzelnen noch nicht vollständig aufgeklärten Prozeß findet 
auch das berührungslose Erkunden der Erdoberfläche mit satelliten­
gestützten Aufnahmesystemen statt.

Meßgrundlagen der Satellitenbilder

Der weite Bereich elektromagnetischer Strahlung, an dessen kurz­
welligem Ende die sehr harten Gamma-Strahlen und an dessen 
langwelligem Ende die Radiowellen liegen, tritt im Bereich von 0,4 

bis 0,7 p (1 p = 1/1000 mm) als sichtbares Licht mit den Farben Blau, 
Grün und Rot auf. Darunter schließt das Ultraviolett, darüber der 
Bereich des Infrarot an. Gerade im Infrarot wird zur genaueren Kenn­
zeichnung noch einmal zwischen nahem, mittlerem und fernen Infra­
rot unterschieden. Diese Unterscheidung ist nützlich, weil viele die 
Erderkundung interessierende Oberflächen Wellen dieses Typs reflek­
tieren. Dazu gehören insbesondere mesophyllführende Blattgewebe

Unten: Der sichtbare Spalt im Spektrum 
elektromagnetischer Strahlung, den das 

menschliche Auge sieht. Die Sensoren des 
Systems TM nehmen darüber hinaus auch 

Strahlung bis in das ferne (thermale) Infrarot 
auf. Rechts: Die Umwandlung der 

Sonnenstrahlung in einem grünen Blatt.
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Kanal 4 Kanal 5 Kanal 3

oder allgemeiner ausgedrückt, die Vegetation. 
Aber auch die anderen Wellenbereiche reagieren 
in ihrer Wechselwirkung mit Stoffen der Erde ty­
pisch. Zum Beispiel vermag Blau bis zu einem 
gewissen Grad in (klares) Wasser einzudringen 
und wird dann von Algen, Plankton oder dem 
Boden reflektiert. Grün läßt die grüne Vegetati­
on erkennen, wohingegen das erwähnte nahe 
Infrarot speziell für die Beurteilung der Vitalität 
der Pflanzen herangezogen wird. Das ferne In­
frarot ist u.a. Ausdruck der thermalen Eigenstrah­
lung der Erde, die aus dem radioaktiven Zerfall 
des Erdkerns stammt. Die Rückstrahlung von 
Wüsten, Hausdächem und gepflasterten Straßen 
ist dagegen im radiometrischen Sinn ähnlich. Sie 
ähnelt der Klasse „vegetationsffeier Boden“ aber 
nur dann, wenn dieser trocken ist. Schon ein ge­
ringer Anteil Wasser verändert die Zusammen­
setzung der Reflexion und läßt feuchte Böden 
dann sicher von anderen Oberflächen unterschei­
den. Es gilt also: gleiche Wellenlängen werden 
von verschiedenen Oberflächen unterschiedlich 
reflektiert; andererseits reagiert die gleiche Ober­
fläche auf verschiedene Wellenlängen verschie­
den.

Aufnahme 
der Daten

Die hier verwendeten Daten werden von dem 
Sensor TM = Thematic Mapper bereitge­
stellt, der an Bord eines Satelliten der Landsat- 

Serie montiert ist. Dieser kreist in einer sonnen­
synchronen Umlaufbahn nahe den Polen in ei­
ner durchschnittlichen Höhe von 705,3 km in 
98,9 Minuten um die Erde. Das bedeutet, daß ein 
bestimmter Punkt jeweils zur gleichen Tageszeit 
überquert wird. Aufgrund einer geringen Ver­
schiebung jeder Umdrehung ist der Ausgangs­
punkt nach 16 Tagen wieder erreicht. Während 
des Überflugs tastet der Sensor die Erdoberflä­
che in einem 185 x 170 km großen Feld zeilen­
weise mit einer Empfindlichkeit von 256 Stufen 
in sieben Kanälen ab. Als Kanäle werden die 
Ausschnitte aus dem elektromagnetischen Spek­
trum bezeichnet. Die Bildzeilen sind in Einhei­
ten (Pixel) von 30 x 30 m Kantenlänge unterteilt. 
Zusammengefaßt ergibt sich daraus die folgen­
de Beurteilung: die spektrale Auflösung dieser 
Daten ist sehr gut, die radiometrische Auflösung 
ist ebenfalls sehr gut und die Flächenauflösung 
ist ziemlich gut. Andere Systeme zeigen zwar 
Objekte mit bis zu 10 m, sogar bis 1 m Kanten­
länge, dafür reduziert sich die radiometrische 
Auflösung um die Hälfte und spektral steht oft 
nur ein panchromatischer Kanal zur Verfügung. 
Dieses Rohprodukt muß mit Hilfe verschiedener 
Rechen- und Filteroperationen um Fehler berei­
nigt werden, die aus Erdbahnschwankungen, 
Taumelbewegungen des Satelliten, Sensorunter­
schieden und atmosphärischen Störungen, z.B. 
Wasserdampf und Kohlendioxid (COz) in der 
Atmosphäre, herrühren.

D. Hagen 3/96

Composit der Kanäle 4, 5 und 3

Aufbereitung dreier Kanäle zur visuellen Interpretation: Die 
Graustufenbilder, hier in Ausschnitten von je 200 x 480 Bildpunkten, 

unterscheiden sich für das Auge nur wenig. Sie werden mit Farben codiert 
und zusammengeführt. Die Verwendung zweier Infrarotkanäle (4 und 5) 

grenzt die Wasserflächen deutlich ab (schwarz) und ergibt eine gute 
Differenzierung der Vegetation: Misch- und Nadelwald erscheinen grün bis 

dunkelgrün, Grünland in hellgrün, Ackerflächen orange bis gelb: die 
Städte Oldenburg, Rastede, Wiefelstede und Bad Zwischenahn sowie die 

kleineren Siedlungen sind blaugrau gemustert.
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Ergebnis einer 
automatischen 
Klassifikation im 
Gebiet Oldenburg- 
Ohmstede mit den 
Klassen: dunkelblau: 
Laubwald (Blanken- 
burger Holz, Laub­
hölzer an der A 29); 
hellviolett: Nadel­
mischwald (z.B. 
Großer Bürger­
busch); blaugrau und 
braun: Grünland, je 
nach Feuchtigkeit; 
hellblau: Acker­
flächen; gelb: 
Gewässer (z.B. 
Flötenteich, Born- 
horster Seen, Hunte); 
graublau: Straßen, 
Gewerbeflächen: 
rotviolett: Einzel­
hausbehauung. Rest 
hier nicht zugeordnet. 
Beachtlich ist der 
hohe Dijflerenzie- 
rungsgrad bei der 
gegebenen A uflösung 
(30 x 30 m). Für eine 
Karte würde das Bild 
vereinfacht werden. 
(Landsal TM, 24.5.92, 
Kanäle 4, 5,3).

Die typische Fläche einer Satellitenszene (185 x 170 km) umfaßt da­
tentechnisch 35 bis 50 Megabyte (Millionen Informationen). Solche 
Datenmengen können nur in sehr leistungsfähigen PC oder in Work­
stations bearbeitet werden. Tatsächlich ist aber nicht die Einzelinfor­
mation, sondern die Gesamtheit und Verteilung gleicher oder ähnli­
cher Daten wichtig. Auswertungstechniken sind daher statistische Ver­
fahren und Anzeigeoperationen, die Ordnungen in der Datenstruktur 
aufzeigen.

Eigenschaften der Daten

Den verschiedenen Spektralkanälen kommen u.a. die folgenden 
Aufgaben zu: Es wurde erwähnt, daß sichtbares Blau (hier: 0,45- 
0,52 p, Kanal 1) in klares Wasser eindringt und erst an festen Bestand­

teilen reflektiert wird. Nahes Infrarot (0,76-0,90 p, Kanal 4) wird da­
gegen von Wasser nicht reflektiert. Das läßt sich in der Weise nut­
zen, daß aus der Kanalkombination 1+4 einerseits die Grenze von 
Land zu Gewässer, andererseits der Gehalt an Schwebstoffen identi­
fiziert werden kann. Im sichtbaren Grün (0,52-0,60 p, Kanal 2) liegt 
ein Reflexionsgipfel der chlorophyllhaltigen Vegetation, im sichtba­
ren Rot (0,63-0,69 p, Kanal 3) dagegen die maximale Chlorophyll­
absorption. Im Verhältnis von Rot und nahem Infrarot liegt deshalb 
ein Schlüssel zur qualitativen Vegetationskartierung. Aus dem Feh­
len von nahem Infrarot ist andererseits - in der Regel allerdings zu­
sammen mit weiteren Merkmalen - auf die Ausbreitung von Siedlun­
gen zu schließen. Schwierigkeiten bereiten solche Siedlungen wie die 
Stadt Oldenburg, die für ihren hohen Grünanteil bekannt sind: Stra­
ßenbäume, öffentliche Parks und zahlreiche Hausgärten ergeben zu­
sammen mit der Bebauung und dem Straßennetz ein sehr kleinteili- 
ges Mosaik von Rückstrahlungswerten in den meisten Spektralklas­

sen. Die Bearbeitung von Satellitenbildem kann deshalb auf eine gute 
Bodenkenntnis zumindest von Teilen des zu kartierenden Geländes 
nicht verzichten.
Kommt eine automatische Klassifizierung nicht in Betracht, werden 
daher im anschließenden Schritt bekannte Gebiete beispielhaft nach 
vordefinierten Schlüsseln digitalisiert, d.h. dem Rechner übergeben, 
z.B. ‘lockere Wohnbebauung’, ‘Innenstadt’, ‘Gewässer’, ‘Nadelwald’. 
Über die innerhalb dieser Grenzen liegenden Trainingsgebiete errech­
net das System die charakteristische Zusammensetzung der Reflexi­
onsspektren. So „lernt“ das System, nach gleichen oder ähnlichen 
Spektren in den übrigen Flächen der Szene zu suchen und diese an­
zuzeigen.

Kartierung der Landnutzung

Die Kartierung der Landnutzung im engeren Sinn beginnt mit ei­
ner möglichst genau zu beschreibenden Aufgabe bzw. dem erwar­
teten Ergebnis. Im Forschungsprozeß wird dann durch Klärung der je­

weils notwendigen Voraussetzungen solange zurückgegangen, bis die 
„einfachen“ Tatsachen vorliegen oder Produkte aus anderen Quellen 
übernommen werden können, am Beispiel einer Vegetationskarte;

e? Topographische Grundlage
Vegetationskarte C? Geländekenntnis / Kartierung

^ Vegetationseinheiten c? usw.
^ Satellitenbildauswertung

usw.
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Nach diesem logischen Baum läßt sich das Ablaufschema erstellen, 
von dem im folgenden allerdings die Verzweigungen in den Zwischen­
schritten nicht aufgenommen sind:

• Bestimmung des Differenzierungsgrads der Ergebniskarte nach 
Zahl und Art der zu kartierenden Einheiten

• Vorbereitung der Daten
(Fehlerkorrektur, Kontraststreckung, Begrenzung des Arbeitsge­
biets)
• Auswahl und Digitalisierung der Trainingsflächen
• Auswahl des Klassifikationsverfahrens
z.B. automatische, unüberwachte Verfahren, halbautomatische, 
überwachte Verfahren usw.
• Multispektrale Klassifikation
• Erste Güteprüfung: z.B. Hauptkomponentenanalyse 
(Wieviel Prozent des Bildinhalts werden durch den aussagestärk­
sten Kanal erklärt, wieviel Prozent durch den zweitstärksten usw.)
• Ggf. Korrektur und Neubeginn bei Schritt 3.
• Zusammenfassung hochdifferenzierter Spektralmuster aus ver­
schiedenen Kanalkombinationen zu aussagefähigen Karteneinhei­
ten
• Einpassung der Kartiereinheiten in den geodätischen Rahmen 
des Gauß-Krüger-Netzes der amtlichen Topographischen Karte 
(Geokodierung)
• Zweite Güteprüfung: Vergleich mit Realnutzungskartierung, 
Luftbildern, Karten unterschiedlicher Herkunft
• Ggf. Korrektur durch Neubeginn bei Schritt 8. oder 3.
• Konfektionierung der Karte: Kartenrahmen, Legende, Trennen 
der Farben zur Vorbereitung des Drucks
• Produkte:
a) gedruckte Landnutzungskarte b) Information Layer für ein Di­
gitales Landschaftsmodell c) Interpretationen, Tabellen, Diagram­
me.

F orschungsprobleme

Karten unterscheiden sich von digitalen Satellitenszenen in einem 
äbenso einfachen wie folgenreichen Grund: In Karten wird durch 
den kartographischen Prozeß des Auswählens, Vereinfachens, Beto- 

nens, Unterdrückens, Hinzufügens (von Signaturen, Grenzen, Namen 
usw.) ein Bild der erdräumlichen Substanz hergestellt; ein Satelli­
tenbild dagegen zeigt, wie diese von oben aussieht. Die direkte Ein­
sichtnahme bietet z.B. ein differenziertes Bild des Kronendachs in 
einem Waldbestand nach Zusammensetzung, Altersklassen, Be­
standsdichte und Vitalität, wo eine Karte allenfalls die Signatur 
„Mischwald“ ausweist. Dieser Umstand läßt sich aber nicht für ein 
einfaches ‘Besser-Schlechter’ zugunsten einer Darstellung ausspie­
len, Der inhaltlichen und formalen Strukturierung der Karten steht 
eine hohe Detailgenaugkeit und Aktualität der Satellitenszenen ge­
genüber.
Das Verhältnis von Detail zur Fläche ist in der Satellitenbildauswer­
tung bedeutsam. Streng genommen müßte ein Bodenelement die dop­
pelte Größe eines Pixels umfassen, damit dieses eindeutig die Strah­
lungsintensität nur dieser Erdstelle mißt, bei Berücksichtigung einer 
Überlappung in Flugrichtung sogar die vierfache, also 60 x 60 m. Tat­
sächlich lassen sich aber Mischpixel nicht vermeiden (Beispiel: halb 
Scheunendach, halb hofnahe Weide), die somit die spektrale Signa­
tur eines Bodenelements verändern. Dieses Problem ist um so gra­
vierender, je kleinteiliger das aufzunehmende Nutzungsmuster ist (In­
nenstädte).
Die Aufnahme gleicher spektraler Signaturen zu einem Zeitpunkt er­
faßt nicht unbedingt einen Nutzungstyp, denn Ackerflächen sind mit 
verschiedenen Feldfrüchten bestellt, sie können auch verschieden weit

in ihrer Vegetationsphase bis einschließlich zur Ernte vorangekom­
men sein (Kahlfeld), oder eine Untersaat ist aufgelaufen und entspricht 
der Reflexionscharakteristik einer gerade sprießenden Wiese. Ande­
rerseits nehmen gemäß der Realkartierung gleichartige Nutzungen auf 
verschiedenen Untergründen verschiedene Werte an, je nachdem, ob 
der Acker auf einem Moor, in der Marsch oder auf der Geest ange­
legt ist.
Trainingsflächen für die automatisierte Spektralmusterberechnung 
müssen daher aus weit auseinander liegenden, jedoch gleichartigen 
Nutzungen ausgewählt werden, um die Zuordnungssicherheit zu er­
höhen. Bei diesem Vorgehen liegt die Trefferquote zwischen 90 und 
98 Prozent.
Zum Schluß zwei Beispiele, warum eine vollständige Zuordnung al­
ler Pixel nicht erreichbar ist: Eine Baumgruppe auf einem Sportfeld 
wird vom System als ‘Laubwald’ erkannt, desgleichen ein offenes 
Kleingehölz in der Feldflur; ein Kartierer am Boden würde jedoch 
entsprechend der vorherrschenden Bodennutzung einmal ‘Sport­
platz’, im anderen Fall ‘Stüh, Gebüsch’, u.U. sogar ‘Brachland’ ein­
tragen.
Nicht genutzte Bahnanlagen wie in Oldenburg-Krusenbusch können 
sich zu Biotopen entwickeln, die spektral einer Grünland-Gebüsch- 
Formation ähneln. Zu kartieren wären sie allerdings unter ihrer ur­
sprünglichen Verwendung, etwa ‘Aufgelassene Industrie-ZVerkehrs- 
flächen’, ggf. mit dem Zusatz: ‘biologisch wertvoll’. Dies macht zu­
gleich deutlich, daß das Begriffspaar ‘richtig-falsch’ unangemessen 
ist und das Problem von inhaltlicher Seite geklärt werden muß. Hier­
zu ist die Zusammenarbeit verschiedener Disziplinen erforderlich.

Weitere Anwendungen

Mit der Auswertung von Satellitenszenen steht ein Instrument 
zur Verfügung, das die Wellenbereiche jenseits des optischen 
Spalts zur Erderkundung einsetzt. Zwar sind einige Standardalgo­

rithmen der Bildstatistik weithin anerkannt, ihre Weiterentwicklung 
und Anwendung auf den spezifischen Raum birgt aber Probleme, 
die nur im Verbund mit guten Fach- und Regionalkenntnissen ge­
löst werden können. Die Erzeugung einer automatisierten Landnut- 
zungsklassifikation, die zur Zeit entsteht, ist zugleich die Grundla­
ge einer multitemporalen Analyse räumlicher Veränderungen, die 
von vielen Seiten beobachtet und abgefragt werden: Ausbreitung der 
Siedlungen (auch qualitativ), Wachstum der Städte, Veränderung der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen, Ernteschätzungen, Monitoring 
von Natur- und Landschaftsschutzgebieten, Überwachung von Strö­
mungsrichtungen und Sandtransport an der Wattenküste. Geeigne­
te Daten werden laufend gewonnen und sind im Prinzip abrufbar. 
Bevor jedoch Langzeitstudien angelegt werden können, müssen die 
Ausgangsinformationen bereitgestellt werden.

Der Autor
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Im Visier der Stasi; 
Katholische Studentengemeinden

von Friedrich W. Busch und Peter-Paul Straube

Weil sie über viele Westkontakte verfügten, waren die Studentengemeinden der 
DDR ein bevorzugtes Ziel des Staatssicherheitsdienstes. Dabei ging es nicht 
nur darum, das kritische Potential auszuspionieren, sondern auf die Arbeit 
der Studentengemeinden unmittelbar Einfluß zu nehmen. Das geschah teil­
weise mit Erfolg, wie der nachfolgende Beitrag zeigt, der im Rahmen eines 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Projektes "Katholi­
sche Studentengemeinde (KSG) in der DDR" entstanden ist.

In jedem Jahr trafen sich 
zu Pfingsten die 
Katholischen Studenten­
gemeinden der DDR in 
dem Marien wallfahrtsort 
Rosenthal bei Bautzen 
(Sachsen). Vorder Wende 
waren es über tausend 
Teilnehmerinnen, danach 
nahm die Zahl deutlich ab.

Das Ministerium für Staatssicherheit der DDR (MfS) suchte als 
“'Schild und Schwert der SED” und als “ein spezielles Organ der 
Diktatur des Proletariats” die Politik der SED und deren Ideologie über 

fast 40 Jahre in allen gesellschaftlichen Bereichen durchzusetzen und 
zu stabilisieren. Das MfS war somit ein konstitutives Herrschaftsinstru­
ment der SED. Deswegen muß der immer wieder diskutierten Auffas­
sung, das MfS sei - insbesondere in den 80er Jahren - ein “Staat im 
Staate” gewesen, deutlich widersprochen werden, wenn man nicht die 
historische Verantwortung der SED verschleiern will.

Das MfS in Hochschule und Kirche

Die vielfältige Einflußnahme des Staatssicherheitsdienstes auf 
das Hochschulwesen war nicht zuletzt eine Konsequenz aus des­
sen spezifischer Transformierung nach sowjetischem Vorbild Ende der 

40er/Anfang der 50er Jahre. Der totalitäre Anspruch, alle Studenten 
weltanschaulich im Sinne des Marxismus-Leninismus (M/L) erzie­

hen zu wollen und davon abweichende Anschauungen nicht zu to­
lerieren, führte mehr oder weniger zwangsläufig zum Einsatz eines 
Spitzelwesens.
Christliche Studierende, die als solche an den Universitäten und Hoch­
schulen bekannt waren, durften sich in vielen Fällen einer besonde­
ren Beachtung durch die SED-Kreisleitung ihrer Hochschule sicher 
sein. In einer mehrseitigen “Einschätzung des Einflusses und der 
staatsbürgerlichen Haltung religiös gebundener Studenten unserer 
Universität”, die im März 1977 von der SED-Kreisleitung der TU 
Dresden für das Direktorat für Studienangelegenheiten angefertigt 
wurde, wird auch zur Frage Stellung genommen, wie sich religiös 
gebundene Studierende im Hochschulalltag bemerkbar machten: 
“Übernahme von gesellschaftlichen Funktionen in Seminargruppen 
und Wohnheimen ... Versuche, unter dem Deckmantel der Religions­
freiheit zu provozieren ... Unter dem Deckmantel der Glaubensfrei­
heit versucht man, gesellschaftlichen Verpflichtungen zu entgehen ... 
mit guten fachlichen Leistungen. Damit gewinnen sie großen Einfluß
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in der Gruppe und können Genossen-Studenten, die 
schlechtere Leistungen haben, zurückdrängen ... Die kirch­
lich gebundenen Kräfte nutzen jede Gelegenheit, um Ein­
fluß auf das politische Niveau in der Gruppe zu nehmen ...
Sie nutzen jede politische Anonymität, um unerkannt ih­
ren Einfluß geltend zu machen.”
Diese Punkte werden jeweils mit Beispielen belegt; dazu 
wird die Arbeit der Studentengemeinden dargestellt und 
abschließend u.a. geschlußfolgert: “Die atheistische Propa­
ganda sowohl in den Lehrveranstaltungen des ML, als auch 
in interessanten Foren außerhalb des Lehrbetriebes ist so 
zu verstärken, daß der gezielten Arbeit der Kirche offen­
siv begegnet werden kann.”
Am folgenreichsten für diese sowie die Studentengemein­
den insgesamt war jedoch die “Bearbeitung” durch das 
MfS. In einem Dienstgespräch im November 1966 stellte 
der Minister für Staatssicherheit, Erich Mielke, fest: “Die 
Beeinflussung der jugendlichen Intelligenz erfolgt weiter 
vor allem im Rahmen der evangelischen und katholischen 
Studentengemeinden an den Universitäten, Hoch- und 
Fachschulen. An den regelmäßigen Veranstaltungen der 
Studentengemeinden nehmen häufig zahlreiche jugendliche 
Gäste teil, so daß der Hörerkreis bei interessanten Veran­
staltungen bis zu 500 Personen erfaßt. Ich erinnere in die­
sem Zusammenhang noch einmal an meine Ausführungen 
über die Maßnahmepläne, wo ich besonders auf die Bear­
beitung dieser ideologisch zersetzend wirkenden Konzen­
tration hinwies. Die reaktionärsten Mitglieder dieser stu­
dentischen Organisationen sind in ‘Kernkreisen’ zu­
sammengefaßt, von denen maßgeblich die negative 
Beeinflussung und Organisierung der Tätigkeit der evan­
gelischen und katholischen Studentengemeinden ausgeht.”
An der “Bearbeitung dieser ideologisch zersetzend wirken­
den Konzentration” hatte das MfS auch deshalb ein beson­
deres Interesse, weil die Studentengemeinden zum einen zu 
jenen kirchlichen Einrichtungen zählten, die ein hohes Maß 
an “Feindberührung”, an Westkontakten, hatten und deren 
Mitglieder zum anderen in der Regel Studierende an einer 
staatlichen Universität, einer Hoch- oder Fachschule waren.

Inoffizielle Mitarbeiter 
und ihre Akten

Um die Einflußnahme der Stasi auf die Studentengemeiden zu 
verstehen und die dabei entstandenen Akten sicher interpretie­
ren zu können, muß man folgendes wissen: Auch im Hochschulbe­

reich zählten die Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) zu den Hauptakteu­
ren der Stasi-Einflußnahme; sie wurden normalerweise zur Mitarbeit 
angeworben.
Die sog. IM-Akten bestehen in der Regel aus zwei Teilen. Aus der 
Personalakte (Teil I) ist zunächst der sog. IM-Vorlauf ersichtlich, aus 
dem u.a. hervorgeht, auf welche Weise eine Person geworben wurde 
(z.B. auf der Basis der Überzeugung und Freiwilligkeit, der materi­
ellen Interessiertheit oder durch Erpressung), welchen Decknamen sie 
bekommen hat und welche Legende bei der Werbung ggf. eingesetzt 
wurde. Außerdem enthält dieser Teil in vielen Fällen eine handschrift­
liche Verpflichtungserklärung. In der Personalakte sind zudem Ana­
lysen über die Arbeit des IM und dessen Einsatzmöglichkeiten zu fin­
den.
Die Arbeitsakte (Teil II) enthält die Ergebnisse der Aktivitäten eines 
IM in Form von Berichten des Führungsoffiziers über die Treffen, vom 
IM verfaßte Berichte über Personen oder Vorgänge, Abschriften von 
Tonbandaufzeichnungen, die bei den Treffen konspirativ aufge­
zeichnet oder von Inoffiziellen Mitarbeitern bewußt besprochen wur-
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den, sog. Wanzen-Protokolle (Abschriften von Abhörmaßnahmen), 
aufgrund der Informationsvorlagen angefertigte Analysen und Maß­
nahmepläne, auf deren Basis weitere Operative Personenkontrollen 
(OPK) und Operative Vorgänge (OV) eingeleitet wurden, sowie Ma­
terialien, die der IM dem Führungsoffizier übergeben hatte, z.B. Pro­
grammhefte der Studentengemeinden, Fotos oder Protokolle von 
Gemeinderatssitzungen. In manchen Fällen wurden auch ein Teil III, 
in dem die Quittungen der finanziellen Zuwendungen gesammelt 
wurden, sowie ein Teil IV, u.a. für Auszeichnungen, angelegt.
Neben der Informationsbeschaffung hatten die IM in vielen Fällen den 
Auftrag, sich in Entscheidungs- und Organisationsprozesse in den 
Studentengemeinden aktiv einzuschalten - z.B. bei der Auswahl von 
Themen und Referenten für Bildungsveranstaltungen oder als Quar­
tiergeber für Besucher aus der Bundesrepublik.

Zur Auswertung von Stasi-Akten

Der Wahrheitsgehalt von IM-Akten ist grundsätzlich nicht in Fra­
ge zu stellen. Der Bundesbeauftragte für die Stasi, Joachim Gau- 
ck, unterstreicht dies: “Daß Mitarbeiter ihre Phantasieprodukte gestal­

ten konnten, um so eine Prämie zu bekommen oder befördert zu wer­
den, galt nicht für Berichte über Arbeitsergebnisse der IM. Andere 
Teile des MfS mußten mit diesen Ergebnissen Weiterarbeiten. Das 
sorgte für eine gegenseitige Kontrolle, außerdem gab es innerhalb des 
MfS Kontrollinstanzen.” Dennoch muß die Auseinandersetzung mit
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dem Archivgut des MfS äußerst sorgfältig und differenziert erfolgen. 
Die einzelnen literarischen Gattungen (IM-Berichte, von MfS-Mit- 
arbeitem verfaßte Treffberichte, Informationen, Maßnahmepläne etc.) 
sind einer eingehenden Textkritik zu unterziehen. Dabei sind der Vor­
gang ihrer Entstehung, die damit verbundene Intention, die Verfasser­
schaft sowie mögliche redaktionelle Schichten zu erfassen. Zu die­
sen text- und literarkritischen Analysen müssen Ergebnisse aus Re­
cherchen in Archiven der SED, aber auch der Kirche, der CDU und 
der staatlichen Organe zum Vergleich herangezogen sowie Zeitzeugen 
gehört werden. Erst dann ist eine spezifische Hermeneutik der 
Materialien des MfS sowie im Einzelfall ein differenzierter Umgang 
mit Schuld möglich.
In einer uns vorliegenden MfS-Studie zum Thema “Erfahrungen und 
Probleme bei der langfristigen Entwicklung und des Einsatzes von 
Inoffiziellen Mitarbeitern unter reaktionären Kirchenkreisen” geht es 
insbesondere um die Einschleusung von IM in den kirchlichen Raum 
sowie um deren spätere “Herauslösung”.
Es wird u.a. von einem IM berichtet, der Mitte der 80er Jahre auf die 
Katholische Studentengemeinde (KSG) Zwickau angesetzt war. Ziel 
seines Auftrages war zunächst die Herstellung vertrauensvoller Ver­
bindungen zum Studentenseelsorger und den Sprechern. Diese sollte 
u.a, durch folgende Verhaltensweisen und Handlungen des IM erreicht 
werden: “Loyales, teilweise pazifistisches Auftreten gegenüber dem 
Lehrkörper und den Studenten seiner Seminargruppe, um sein Ver­
halten im Rahmen der KSG glaubhaft zu legendieren. Dazu hat er 
seine FDJ-Arbeit passiv zu gestalten und unter Begründung seiner 
kirchlichen Bindung um seine Ablösung als Sekretär der FDJ-Grup- 
pe zu ersuchen ... In der christlichen Buchhandlung Kauf von reli­
giösen Materialien, wie beispielsweise ‘Kreuz’, ‘Das alte Testament’, 
‘Die gute Nachricht’, usw., um ... sich auf die Taufe vorzubereiten.” 
Nachdem dieser IM im Sinne des MfS erfolgreich in der KSG einge­
setzt worden war, erhielt er von seiner Arbeitsstelle - er hatte sein 
Studium abgebrochen und arbeitete als Hilfsarbeiter - die Möglich­
keit eines erneuten Studiums, die jedoch von der Mitgliedschaft in 
der SED abhängig gemacht wurde.

Aktivitäten des MfS 
in den Studentengemeinden

Im Kontext der Transformation der Universitäten und Hochschulen 
in der DDR Anfang der 50er Jahre wurden die Studentengemein­
dengemeinden aus dem universitären Raum “unter das Dach der Kir­

chen” gedrängt, denn sie standen der Erziehung der Studierenden im 
Sinne der SED im Wege. Es wurde deshalb durch das MfS versucht, 
die Arbeit der Studentengemeinden zu kontrollieren und deren Mit­
glieder einzuschüchtem. Aufgrund der immer wieder vorkommenden 
Fälle, in denen der Staatssicherheitsdienst Mitglieder der Studentenge­
meinde aufforderte und zum Teil drängte, sich für seine Aufgaben zur 
Verfügung zu stellen, sah sich der Leipziger KSG-Pfarrer Wolfgang 
Trilling im Jahre 1963 veranlaßt, einen “Offenen Brief’ zu verfassen, 
der in den Räumen der Studentengemeinde ausgehängt und an die an­
deren katholischen Studentengemeinden weitergereicht wurde. Tril­
ling selbst brachte ihn zur Leipziger Bezirksbehörde des MfS. 
"Erklärung: Es kommen immer wieder Fälle vor, in denen der Staats­
sicherheitsdienst Mitglieder der Studentengemeinde auffordert und 
zum Teil drängt, sich für seine Aufgaben, auch für Erkundigungen 
über die Arbeit der Studentengemeinde zur Verfügung zu stellen. Dazu 
möchte ich folgendes erklären:
1. Die Veranstaltungen der Studentengemeinde sind öffentlich, das 
Monatsprogramm ist in allen katholischen Kirchen von Leipzig aus­
gehängt. Gäste, die sich dem Studentenpfarrer bekannt machen, sind 
jederzeit willkommen.
2. Die Studentengemeinde gehört zum seelsorglichen Verantwortungs­
bereich des Bischofs von Meissen, besitzt eine von ihm verfaßte Sat­

zung und wird von seiner Autorität getragen. Für Auskünfte über die 
seelsorgliche Arbeit im allgemeinen und über die einzelnen Veran­
staltungen der Gemeinde ist allein der von ihm eingesetzte Studen­
tenpfarrer zuständig, an den bei Anfragen regelmäßig zu verweisen 
ist.
3. Über private Auffassungen und die Gesinnung von einzelnen Mit­
menschen planmäßig Nachrichten zu sammeln und staatlichen Orga­
nen weiterzugeben, ist sittlich nicht erlaubt. Das verbietet
a) nach dem natürlichen Sittengesetz das Gebot, die Ehre des Näch­
sten zu schützen,
b) nach den allgemeinen Menschenrechten das Prinzip der Gedanken- 
und Gewissensfreiheit,
c) nach der christlichen Ethik das Gebot der Nächstenliebe.
4. Sofern es sich nicht um die Aufklärung eines Verbrechens handelt, 
ist jedem Ansinnen auf eine oben beschriebene Mitarbeit von Anfang 
an entschlossener Widerstand entgegenzusetzen.
5. Es empfiehlt sich, in solchen Fällen zur Beratung und Unterstüt­
zung den Studentenpfarrer zu informieren. Die oft auferlegte Schwei­
gepflicht bindet im Gewissen nur dann, wenn sie in völliger Freiheit 
und aus eigenem Entschluß übernommen worden ist.
Leipzig, den 23. November 1963
gez. Wolfgang Trilling, Studentenpfarrer,”
In der Praxis war es Studierenden in der Tat in den meisten Fällen 
möglich, über eine Dekonspiration den Werbeversuchen des MfS zu 
entkommen. Von den 283 Respondenten einer schriftlichen Befra­
gung, die wir 1992/93 durchführten, gaben 4 % an, daß sie - ohne Er­
folg - für eine Mitarbeit beim MfS geworben wurden. Auf die Frage 
“Sind Ihnen Disziplinarverfahren oder Exmatrikulationen mit politi­
schem Hintergrund, Übergriffe des MfS, die in Zusammenhang mit 
einer KSG-Zugehörigkeit stehen, bekannt?”, antworteten 272 Teilneh­
mer unserer Befragung - davon 33 % mit "ja" und 67 % mit "nein".

Operativer Vorgang “Schild”

Eine der aufwendigsten Aktionen des MfS auf eine katholi­
sche Studentengemeinden war der Operative Vorgang (OV) 
“Schild”, bei dem von 1969 bis 1974 die KSG Leipzig “bearbeitet” 

wurde. Die bisher aufgefundenen Materialien bestehen aus 3 Bänden, 
14 Nebenbänden sowie einer Mappe mit Briefen. Im Beschluß zur 
Einleitung des Operativen Vorlaufs vom 5. September 1969 wird als 
Grund dafür der Verdacht der Bildung einer Gruppe in der KSG Leip­
zig genannt, die sich für ähnliche Verhältnisse wie 1968 in der CSSR 
engagiere und deshalb mit staatsfeindlicher Hetze in Erscheinung tre­
te. Beim sog. Messetreffen während der Leipziger Frühjahrsmesse mit 
Studierenden aus der Bundesrepublik im März 1973 waren z.B. min­
destens sechs IM im Einsatz, die das MfS fast “rund um die Uhr” mit 
Informationen über die Themen der Gespräche und Vorträge, über 
Teilnehmerzahlen und auffällige Diskutanten versorgten; somit war 
dem MfS die Möglichkeit eines umfassenden Vergleichs der Infor­
mationen gegeben. Im August 1974 wurde, den Vorgang abschließend, 
festgestellt, daß vor allem aufgrund der Verhaftung von vier ehema­
ligen KSG-Mitgliedem im November 1971, von personellen Verände­
rungen in der Leitung der KSG Leipzig und einer vom Meißner Bi­
schof Schaffran im Juli 1973 ausgesprochenen Empfehlung, in den 
KSG-Veranstaltungen politische Themen nicht zu behandeln, sich die 
weitere “Bearbeitung” des OV “Schild” erübrige.

“Deckname Lyrik”

Der Staatssicherheitedienst versuchte über die IM nicht nur die Ar­
beit der Studentengemeinden auszuspionieren, sondern auch 
mitzugestalten. Dies betraf auch Veranstaltungen, von denen ei­

gentlich zu erwarten gewesen wäre, daß das MfS daran interessiert 
war, diese zu verhindern. Denn zu den Hauptaufgaben eines IM ge-
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hörte die Verhinderung von “öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten 
feindlich-negativer Kräfte”.
Beispiel: Am 18. Februar 1975 fand im Rahmen des von der ESG 
und der KSG Leipzig gemeinsam durchgeführten Zwischen­
semesterprogramms ein “Reiner-Kunze-Abend” statt. Der Lyriker 
Kunze - vom MfS als äußerst “feindlich-negativ” eingestuft - war 
in den 70er Jahren ein gern gesehener Gast in christlichen Jugend- 
und Studentengruppen. In einem Bericht des IM “Horst”, den Kun­
ze in seinen Stasiakten gefunden und auszugsweise in einem klei­
nen Band mit dem Titel “Deckname Lyrik” (Frankfurt 1990) veröf­
fentlicht hat, ist über diesen Abend u.a. zu lesen: “Anwesend wa­
ren etwa 250 Personen, darunter R. Kunze und Frau ... Der Verlauf 
bestätigte, daß bei ... unsere Gesellschaft in Frage stellenden Tex­
ten oft spontan Beifall bekundet wurde (vergl. Mitschnitt)”. IM 
"Horst”, Schauspielstudent und Mitglied der KSG Leipzig, hatte 
diesen Abend vorbereitet und anschließend über einen schriftlichen 
Bericht und Tonbandmaterialien dem MfS die Reaktionen der Stu­
dierenden auf Kunzes Texte mitgeteilt.
Dieser IM wurde in die Leipziger KSG eingeschleust. Er arbeitete von 
1969 an auf freiwilliger Basis und aus Überzeugung sowie für um­
fangreiche finanzielle Zuwendungen als - zeitweise halbamtlicher - 
IM und kehrte im Auftrag des MfS im Jahre 1980 von einer Besuchs­
reise in die Bundesrepublik nicht in die DDR zurück; er hatte es “über­
nommen”, im Westen u.a. die KSG Freiburg und den Frankfurter Fi­
scher Verlag zu “bearbeiten”.

Studentenpfarrer 
arbeitet für das MfS

Neben der KSG Leipzig, die vor allem aufgrund ihrer Kon­
taktmöglichkeiten mit Mitgliedern westdeutscher Studen­
tengemeinden über die mit weniger Formalitäten mögliche Einreise 

aus Anlaß der Leipziger Messen für das MfS von besonderem Inter­
esse war, galt das Interesse der Stasi der KSG in Ostberlin - nicht nur 
wegen der besonderen Einreisekonditionen in Berlin, sondern auch 
aufgrund des überwiegend über diese KSG gelaufenen Kontaktes zum 
West-Berliner Bildungszentrum für katholische Studierende und der 
vielfältigen Veranstaltungen im Bildungshaus der Berliner Diözese 
in der Pappelallee in Ost-Berlin.
Äußerst erfolgreich war das MfS bei seinen Kontakten zu Joachim 
Berger, der von 1969 bis 1976 Studentenpfarrer der Ostberliner KSG 
war und in diesem Zeitraum vom MfS unter den Decknamen “Berg” 
und “Johannes” als IM geführt wurde. Über seine Gespräche mit dem 
MfS hat Berger seinem Bischof keine Mitteilungen erstattet. Seinen 
jahrelangen Gesprächskontakt rechtfertigte Berger damit, daß ihm 
dieser Kontakt “in einer lang andauernden, politisch extremen Situa­
tion der Katholischen Studentengemeinde Berlin (nach 1968)... zum 
Schutz der KSG als Ganzer sowie besonders auch vieler ihrer 
gefährdeten Mitglieder dringend notwendig erschien.”
Bei den bisher in der Berliner Gauck-Behörde einsehbaren Unterla­
gen handelt es sich überwiegend um “Treffberichte”, die von einem 
Offizier des MfS nach Gesprächen mit Berger - z.T. unter Einbezie­
hung von Tonbandaufzeichnungen - verfaßt und in der Regel mit 
“Nordt, Hptm.” gezeichnet worden sind. Darin finden sich Informa­
tionen über Veranstaltungen der KSG Berlin, über regionale Veranstal­
tungen sowie über Gemeindemitglieder und Studentenpfarrer. Ergänzt 
wurden diese Informationen durch die Übergabe von Protokollen von 
Sitzungen der verschiedenen Gremien der katholischen Studentenge­
meinden an das MfS.
Berger versuchte auf diese Weise - in Interessenkongruenz mit dem 
MfS und partiell auch mit der Berliner Kirchenleitung (!) - ge- 
sellschafts- und kirchenkritische Tendenzen und Aktivitäten insbeson­
dere in der Berliner KSG zu verhindern und zu unterbinden. In ei­

nem Treffbericht vom Juni 1974 heißt es, daß es Berger gelungen sei, 
“den Einfluß negativer Kreise von seiten der Jungakademiker auf die 
Studentengemeinde abzubauen."

Fazit

Die Studentengemeinden waren ein bevorzugtes Terrain der Ak­
tivitäten des MfS, weil es sich bei den Studierenden um eine 
kirchlich wie gesellschaftlich gesehen bedeutsame Gruppierung han­

delte. In enger Zusammenarbeit mit universitären Stellen, der SED 
und der CDU sowie über den Einsatz einer Vielzahl von IM und 
technischer Hilfsmittel versuchte deshalb das MfS, die Arbeit der Stu­
dentengemeinden “konspirativ zu bearbeiten” und zu kontrollieren, 
über IM in Führungspositionen in den Gemeinden zu kommen sowie 
über “Zersetzungsmaßnahmen” auf einzelne Personen Einfluß zu neh­
men. In einzelnen Fällen kam es zu Verhaftungen, mitunter zu “Sta­
siphobie” und in der Summe zu einer Verunsicherung der KSG-Mit- 
glieder, welche einen stärkeren Rückzug in die Nische Studen­
tengemeinde oder das Wegbleiben einzelner Studierender aus den 
Studentengemeinden zur Folge hatte.
In einer Analyse der MfS-Kreisdienststelle Greifswald vom 5. Juli 
1973 über die Situation in der evangelischen und der katholischen 
Studentengemeinde in Greifswald heißt es treffend:
“Global kann eingeschätzt werden, daß die beiden kirchlichen 
studentischen Jugendorganisationen entsprechend ihrer zentral ge­
leiteten Organisationen im Rahmen der Klassenauseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus aktiv feindlich ideologisch 
wirksam sind. ... Von vielen Studenten wird die ESG und die KSG 
als ‘Freiraum’, ‘wirkliche Freiheit’ oder ‘Modell der Demokratie’ für 
unkontrollierbare Diskussionen betrachtet. Damit bietet sich den 
reaktionären Studenten eine Plattform zum Studium und zur Aus­
wertung westlicher Publikationen, zur Verbreitung feindlicher Ideo­
logien bis zur Bildung von Gruppierungen.”

Die Autoren

Prof. Dr. Friedrich W. Busch (links), Erziehungswissenschaftler und 
Bildungsforscher, lehrt und forscht seit 1971 in Oldenburg. In seinen 
vorwiegend von der DFG geförderten Projekten hat er sich u.a. mit päd­
agogischen Problemen und bildungspolitischen Entwicklungen in der 
DDR befaßt. Den DDR-Alltag lernte er seit 1966 durch regelmäßige 
Reisen und Begegnungen mit vorwiegend kirchlich engagierten Perso­
nen kennen. Er geriet dabei selbst ins Visier der Stasi. - Dr, Peter-Paul 
Straube studierte in der DDR Theologie. 1986 reiste er aus und promo­
vierte in der Bundesrepublik nach einem Studium der Sozialwissenschaf­
ten. Nach Abschluß zweier Forschungsprojekte, darunter dem oben be­
schriebenen, kehrte er Ende 1995 als Pädagogischer Leiter eines kirchli­
chen Bildungshauses nach Bautzen in Sachsen zurück.

Oldenburger Forschungs- und entwicklungsinstitut Für Infdrniatik-werkzeuge und -Systeme

ZUR DATEN AUTOBAHN!
Die peripFiere Lage unserer Region wird oft als 
Hindernis Für iFire wirtscFiaftlicFie Entwicklung ge­
wertet. DocFi dieses Argument Fiat nur nocFi wenig 
GewicFit. Denn für die Informations- und Kommu- 
nikationsgesellscFiaft sind Oldenburg und Weser- 
Ems gut gerüstet:
Ab 1. Januar 1997 verfügen wir über einen

34 MBit/s-Internet-zueane,
eine direkte AuffaFirt zur DatenautobaFm. Nur durcFi die enge Zusammenarbeit der regionalen WirtscFiaft und Verwaltung 
mit der Universität und dem Institut OFFIS wurde dieser Weg in die Zukunft möglicFi.

WIR DENKEN ZUKUNFT

OFFIS
Escherweg 2 • 261 21 Oldenburg

Taten statt Warten

Umweltschutz geht uns alle etwas an - Frauen wie Männer. Denn 
aktiver Umweltschutz bedeutet Sicherung unserer gemeinsamen 
Zukunft und trägt zugleich zum Erhalt der Lebensgrundlagen kom­
mender Generationen bei. Deshalb: Wenn Sie mehr wollen als 
bloß schöne Worte, engagieren Sie sich! Der Einsatz lohnt sich: 
Greenpeace Aktionen sorgen weltweit immer wieder für Aufsehen, 
weil sie ganz direkt etwas bewirken. Unterstützen Sie erfolgreichen 
Umweltschutz: Werden Sie Fördermitglied bei Greenpeace!

GREENPEACE

Informieren Sie mich, wie ich Greenpeace unterstützen kann. 4 DM 
in Briefmarken lege ich bei.

Vomame/Name

Straße/Hausnummer

Postleitzahl/Ort 02014

Greenpeace e.V., 20450 Hamburg, Konto-Nr. 17 31 77, Ökobank, BLZ 500 901 00



„Auf den Großmärkten ... bildet das 
Oldenburger Schwein eine Klasse für sich“

von Bernd Mütter und Robert Meyer

Die Landwirtschaft im Herzogtum Oldenburg wandelte sich zwischen 1871 
und 1914 tiefgreifend. Im bereits marktorientierten Nordoldenburg fand ein 
Wachstumsprozeß sowie eine Änderung der Exportrichtung statt, im mittle­
ren und südlichen Oldenburg verwandelte sich die rückständige Selbstversor­
gungswirtschaft in eine für den Markt produzierende Vieh-Exportwirtschafl 
auf Futterzukaufbasis. "Auf den Großmärkten in Westfalen bildet das Olden­
burger Schwein eine Klasse für sich", schrieb enthusiastisch 1930 der Olden- 
burgische Oberlandwirtschaftsrat Heinrich Krogmann.

Die oldenburgische Landwirtschaft [entwickelte] sich unter unse­
rem jetzigen Landesherm, nachdem sie vorher eine Periode des 
drohenden Niedergangs durchschritten, in bislang ungeahnter Wei­

se. Sie gelangte in den meisten ihrer Zweige, insonderheit aber in 
der Tierzucht, zu einer Höhe der Leistungsfähigkeit, wie sie in kaum 
einem anderen Lande der Welt erreicht worden. Auf mancher Schau 
innerhalb und außerhalb des Landes freuten sich Fürst und Bauer an 
den prächtigen Erzeugnissen des heimischen Bodens, insbesondere 
den lebenden.“ Das schrieb Friedrich Oetken, erster Generalsekretär 
der Oldenburgischen Landwirtschaftskammer, in einem Artikel aus 
dem Jahr 1915.

Die
Wesermarsch - 
hier ein Hof 
um 1910 - war 
traditionell 
markt- und 
exportorientiert.

Hochwertige Agrarprodukte sind heute im Überfluß vorhanden. Den 
jüngeren Zeitgenossen, die die Versorgungsprobleme der beiden 
Kriegs- und Nachkriegszeiten nicht mehr direkt erfahren haben, muß 
die Vorstellung schwerfallen, daß es davon einmal zu wenig gegeben 
haben könnte. Und dennoch war es im größten Teil der Geschichte so, 
und in der Dritten Welt ist es immer noch so. Wie in Deutschland die 
Nahrungsmittelknappheit überwunden wurde, wie sich daraus neue 
Probleme ergeben haben, das muß gerade den interessieren, der die 
Emähnmgsprobleme heute im globalen Maßstab betrachten will. Die 
gegenwärtige Agrarproblematik in der Bundesrepublik, der EU und den 
westlichen Industrieländern insgesamt ist eine Konsequenz auch der
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Agrarmodemisierung, die seit dem 19. Jahrhundert in verschiedenen 
Schüben stattgefunden hat. Und so bleibt die Beschäftigung mit der 
Geschichte der Landwirtschaft für die heutige Orientierung nützlich. 
In Regionen wie Oldenburg, in denen die Industrialisierung im klassi­
schen Sinne von Textil- und Schwerindustrie nur sehr punktuell und 
verhalten zum Zuge kam (z.B. in Ostemburg, Delmenhorst, Norden­
ham, Wilhelmshaven), spielt die Landwirtschaft zudem bis heute eine 
Rolle, die weit über dem deutschen Durchschnitt liegt.

Landwirtschaftsmodemisierung 
national, regional, intraregional

Mit Agrar- oder Landwirtschaftsmodemisierung im engeren Sin­
ne bezeichnet man Strukturwandlungsprozesse, die durch die 
Industrialisierung der Gesamtwirtschaft ausgelöst wurden. Dazu zählt 

z.B. die Schaffung neuer großer Marktgebiete durch Straßen- und Ei­
senbahnbau, die eine massenhafte Zufuhr von Mineraldünger und 
Futtermitteln erlaubten und somit die Produktivität der Landwirt­
schaft und zugleich ihre Absatzmöglichkeiten in den neu entstehen­
den städtischen Ballungszentren immens steigerten.
Ursprünglich untersuchte man wirtschaftliche Entwicklungsprozes­
se wie Industrialisierung und Agrarmodemisierung auf der Basis ge­
samtnationaler Durchschnittswerte (Konzept der „nationalen Integra­
tion“), bis man feststellte, daß damit wichtige Differenzen innerhalb 
der Volkswirtschaften verdeckt wurden. Man ging deshalb über zu 
Konzepten der regionalen Differenzierang und Wechselwirkung wirt­
schaftlicher Wachstumsprozesse (Konzept der „regionalen Differen- 
zierung“ und des „regionalen Vergleichs“). Dabei aber stellte sich 
heraus, daß auch die Regionen keine unveränderlichen Untersu­
chungsgrößen sind, sondern sich - beispielsweise unter dem Druck 
politischer oder wirtschaftlicher Prozesse - wandelten. Diese Beob­
achtung erforderte ein Fortschreiten von der inter- zur intraregiona­
len Fragestellung und führte zum Konzept unseres vom Niedersächsi­
schen Ministerium für Wissenschaft und Kultur geförderten Projekts 
„Die Modernisierung der Landwirtschaft im Herzogtum Oldenburg

zwischen Reichsgründung und Erstem Weltkrieg“.
Wir beschränkten uns auf zwei Kleinregionen im Herzogtum, die aber 
für die Entwicklungsdifferenzen zwischen Marsch und Münsterlän­
discher Geest exemplarisch sind. Gewählt wurden die Ämter Brake 
und Elsfleth (in der Wesermarsch) und das Amt Cloppenburg (Mün­
sterländische Geest). Für beide Untersuchungsgebiete wurden Aus­
gangslagen, Faktoren, Mechanismen und Ergebnisse des landwirt­
schaftlichen Strukturwandels und Wachstumsschubes differenziert 
und vergleichend untersucht und dabei neben der Beschreibung auch 
Erklärungen für den Wandel erarbeitet.

Oldenburg im 
19. Jahrhundert

Wer sich das Herzogtum Oldenburg während der Jahrzehnte des 
Kaiserreichs von 1871 bis 1914/18 genauer ansieht, der macht 
eine interessante Feststellung; Erst in diesen Jahrzehnten entwickelt 

sich das Herzogtum zwischen den Dämmer Bergen und der Insel 
Wangerooge zu einer relativ einheitlichen Viehhochzuchtregion mit 
der Residenzstadt Oldenburg als deutlich ausgeprägtem Oberzentrum. 
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatte das Herzogtum demgegen­
über noch aus einer Anzahl ganz unterschiedlicher Kleinregionen be­
standen, die (seit 1815) zwar politisch, aber nicht wirtschaftlich und 
insbesondere auch nicht landwirtschaftlich auf das Zentrum Olden­
burg hin ausgerichtet waren. Der Wandel vollzog sich • infolge ganz 
unterschiedlicher Ausgangslagen in den einzelnen Kleinregionen - 
keineswegs einheitlich.
Die intraregionalen, bis dahin als quasi naturwüchsig hingenomme­
nen Differenzen in der oldenburgischen Landwirtschaft zwischen 
Marsch und Geest verschwanden während des Modemisierungspro- 
zesses zwar keineswegs völlig, aber durch die konsequente Ausbil­
dung einer landesweiten Viehhochzuchtregion wurden sie entschei­
dend zurückgedrängt. Diese Entwicklung fand statt aufgrund von 
Impulsen aus dem Lande selbst, vor allem aber infolge von außen 
einwirkender Faktoren.

Index: 1873 = 100

2.000

1.500

1.000

500

Q] Wesermarsch HAmt Cloppenburg ES Herzogtum

1864

^ 777ÄW//////A
1869 1874 1879 1884 1889 1894 1899

iii
1904 1909

Die relative 
Veränderung der 

Tierhaltung im Her­
zogtum Oldenburg 1864 
1913 (Index 1873 = 100)



28 EINBLICKE NR. 24

Südoldenburg: 
Eine relativ 
unterentwickelte 
Region beschritt 
um die Jahrhun­
dertwende mit 
Macht den Weg 
der Agrarmoder­
nisierung. So 
stieg die Zahl der 
Schweine im Amt 
Cloppenburg von 
5.286 (1873) auf 
93.812 Stück 
(1913). Das 
entspricht einer 
Zunahme von 
1.674,7%!

Gründe für den Strukturwandel

Bei den von außen wirkenden Faktoren lassen sich drei Gruppen 
unterscheiden: Da sind einmal die gestiegene Nachfrage nach 
agrarischen Produkten aufgrund des starken Bevölkerungswachstums 

in der sich industrialisierenden deutschen Gesamtwirtschaft sowie die 
Steigerung der Reallöhne seit den 1890er Jahren und die damit verbun­
dene Nachfrage nach Nahrungsmitteln wie Fleisch und Milch. Da sind 
weiterhin die direkten Impulse der Industrialisierung wie Eisenbahn­
bau (seit 1867 in Oldenburg) und Mineraldüngerimport (1913 wurden 
214.486 t Dünger ins Herzogtum importiert). Und da sind schließlich 
Einflüsse, die von den modellhaften modernen Landwirtschaften der 
Niederlande, Englands und der Vereinigten Staaten ausgingen.
Die Wesermarsch war auch schon vor der Modernisierung teilweise 
markt- und exportorientiert gewesen, während Südoldenburg die 
überschießende Roggenproduktion wenig rentabel in den leichter 
transportablen Branntwein hatte umsetzen müssen. Vor diesem Hin­
tergrund springt sofort ins Auge, daß sowohl die Entstehung großer 
städtischer Ballungsräume mit wachsender Kaufkraft - die durch die 
Verkehrsrevolution des Chausseen- und Eisenbahnbaus auch für 
Massengüter leicht erreichbar wurden - als auch umgekehrt die durch 
Mineraldüngerimport geschaffene Möglichkeit, riesige bisher unge­
nutzte Landreserven ökonomisch zu mobilisieren, den zurückgeblie­
benen südoldenburgischen Geestämtem qualitativ ungleich mehr 
nutzte als den schon relativ entwickelten und leistungsfähigen nord- 
oldenburgischen Marschämtem.
Von den im Lande selbst angesiedelten Faktoren sind vor allem die 
in Oldenburg sehr bedeutende Rolle des Staates (z.B, Förderung von 
Chausseen- und Eisenbahnbau, von Moorkultivierung und landwirt­
schaftlichem Schulwesen), die ländlichen Betriebsverhältnisse und 
schließlich das landwirtschaftliche Vereins- und Genossenschaftswe­
sen von Bedeutung. So waren im Amt Cloppenburg im Jahr 1914 
bereits 31 % aller Landwirte in landwirtschaftlichen Vereinen orga­
nisiert, in der Wesermarsch waren es dagegen nur 18 %.

Wege der Angleichung

Die Wege der Angleichung zwischen der Wesermarsch und dem 
Amt Cloppenburg sind komplexer als zunächst vermutet. So 
spielt die Schweinezucht auch in der primär rindvieh- und milch­

wirtschaftlich orientierten Wesermarsch und umgekehrt die Rind­

viehzucht auch in dem 
stark getreidewirtschaft­
lich und an Schweinezucht 
orientierten Geestamt 
Cloppenburg eine erhebli­
che Rolle: In der Weser­
marsch wurden 1873 
34.132 Rinder gehalten, 
1913 50.325 (+47,4 %), 
im Amt Cloppenburg ent­
sprechend 14.611 bzw. 
26.999 (+84,4 %). Die 
Schweinehaltungszahlen 
dagegen explodierten 
förmlich: In der Weser­
marsch von 2.918 (1873) 
auf 32.024 (1913), im Amt 
Cloppenburg gar von 
5.286 auf 93.812, das ent­
spricht einer Zunahme von 
1674,7%!
Dennoch lagen die Akzen­
te der Modernisierung auf 

unterschiedlichen land-wirtschaftlichen Produktionsbereichen: in der 
Wesermarsch auf der Intensivierung der schon weit entwickelten 
Rindviehzucht (1913 bestanden 78,5 % ihrer Fläche aus Wiesen und 
Weiden) und des Aufbaus einer modernen Milchwirtschaft mit den 
Zentren Rodenkirchen und Strückhausen, in Cloppenburg auf der 
großenteils flächenunabhängigen Schweinezucht und -mast bei 
gleichzeitiger Ausdehnung der Kulturfläche und unter Beibehaltung 
eines beträchtlichen Getreideanbaus. Noch 1913 hatte das Ackerland 
im Amt Cloppenburg einen Anteil von 31,6 % an der Gesamtfläche, 
bei einem Ödlandanteil von 40,5 %; in der Wesermarsch betrug dem­
gegenüber der Ödlandanteil bereits 1866 nur 6,7 %. Die reine agra­
rische Monokultur, wie sie sich gleichzeitig etwa in den großen Mast­
viehbetrieben Hannovers oder den reinen Abmelkwirtschaften des 
Ruhrgebiets und bei vielen ostelbischen Getreidegroßproduzenten 
ausbildete, setzte sich allerdings nirgendwo dominant durch.
In diesem Zusammenhang ist offensichtlich, daß die agrarwirtschaft­
liche Entwicklung in der zu Beginn des Untersuchungszeitraums 
schon weit entwickelten Wesermarsch nicht stehenbleibt, während 
die Ämter des weit zurückgebliebenen Oldenburger Münsterlandes 
den Pfad der Landwirtschaftsmodernisierung mit Macht betreten. 
Dies hat zur Folge, daß der Begriff der „Landwirtschaftsmodemisie- 
rung“ im Untersuchungszeitraum für die Wesermarsch teilweise sehr 
andere Sachverhalte abdeckt als für Cloppenburg.

Intraregionale Angleichung

Angleichung“ der Untersuchungsgebiete bedeutet nun nicht „Dek- 
kungsgleichheit“, sondern eher „durchschlagende Assimilations­
tendenz“. Zum ersten Mal in der regionalen Landwirtschaftsgeschich­

te verringert sich hier der fundamentale Abstand zwischen Marsch 
und Geest - statt sich weiter zu vergrößern oder auch nur zu stabili­
sieren. In Produktion, Produktivität, Betriebsweise, sozialstrukturel­
lem Hintergrund unterscheidet sich die Wesermarschlandwirtschaft 
auch am Ende des Untersuchungszeitraums noch deutlich von der 
Cloppenburger Geestlandwirtschaft. Gleichwohl ist die Tendenz zu 
mittleren Betriebsgrößen in beiden unverkennbar.
Diese Angleichungstendenz wird nur dann in ihrer vollen Reich­
weite sichtbar, wenn man sich die jahrhundertelang als unüberwind­
lich erscheinende Marsch-Geest-Differenz vor Augen hält und auch 
nach den Mechanismen funktioneller Äquivalente in den Agrarmo- 
demisierungsprozessen beider Untersuchungseinheiten Ausschau
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hält. Dabei stellt sich dann z.B. heraus, daß die südoldenburgische 
Geest von der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, der Verbrei­
tung des Mineraldüngers und der Importmöglichkeit für preiswer­
te Futtermittel (1913 gingen 37.168 t Futtergerste nach Cloppen­
burg, das sind 13 % des oldenburgischen Gesamtimports) infolge 
ihrer bislang relativ nutzlosen Landreserve in Gestalt von Moor- und 
Heideflächen viel stärker zu profitieren vermochte als die Marsch. 
Die Weiterführung der Modernisierung in der Wesermarsch läßt sich 
dagegen problemlos als Fortsetzung schon existierender Verhältnis­
se deuten, während es in der zurückgebliebenen Geest zu wahrlich 
struktursprengenden Konsequenzen kam, zum radikalen Übergang 
von einer bisher ganz dominanten Subsistenzwirtschaft zu großräu­
mig angelegter Marktorientierung. Es gelingt zum ersten Mal, die 
naturgegebenen Differenzen des Bodens auszugleichen. Aus der 
praktisch unbegrenzten Verfügbarkeit von Mineraldünger und - zu­
mindest bis zum Ersten Weltkrieg - von Futtergetreideimporten pro­
fitierte das arme Südoldenburg relativ betrachtet stärker. Die We­
sermarsch konnte und wollte diese Chancen nicht im gleichen Um­
fang nutzen.

Konsequenzen für die Gegenwart

Das Oldenburger Münsterland und mit ihm das Gebiet des ehe­
maligen Amtes Cloppenburg - in der Entwicklung seiner 
Landwirtschaft noch vor hundert Jahren weit hinter der Marsch zu­

rück - zählt heute schlechthin zu den landwirtschaftlichen Intensiv­
regionen Europas. Die vor dem Ersten Weltkrieg begonnene Um­
strukturierung seiner Landwirtschaft setzte sich in der Zwischen­
kriegszeit, vor allem aber seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs in 
atemberaubendem Tempo fort. Heute dürfte der landwirtschaftliche 
Produktions- und Produktivitätsvorsprung des Oldenburger Münster­
landes vor der Marsch nicht geringer sein als der Vorsprung der 
Marsch vor der Geest um 1870. Freilich: Der landwirtschaftliche 
Fortschritt, von dem das zurückgebliebene Südoldenburg um 1900 
fast nur Vorteile hatte, stößt dort heute entschieden an seine ökolo­
gischen und sozialverträglichen Grenzen.
Die mit der hochmodernen industrialisierten Viehhaltung verbunde­
nen Probleme werden über kurz oder lang zu einer Umorientierung, 
möglicherweise einer neuen Modernisierung der Landwirtschaft ganz 
anderer Art führen müssen. Und hier ist nicht nur an die Gülle-Über­
produktion vor allem in Südoldenburg mit all ihren Begleiterschei­
nungen zu denken: Der Dünger ist inzwischen zu einem Abfallpro­
dukt und zu einer Umweltbelastung ersten Ranges geworden - um 
1900 war er ein vielbegehrtes Gut. Auch die Fleischqualität der in 
agroindustriellen Massenbetrieben gehaltenen Schweine hat sich nicht

unbedingt verbessert - übrigens ein weiterer großer Unterschied zur 
Agrarmodemisierung der letzten Jahrhundertwende.

Vom intra- zum interregionalen Vergleich

Schon das Beispiel dieses begrenzten Projektes zeigt, zu welchen 
Ergebnissen die inter- und intraregional vergleichende Wirt­
schaftsgeschichte, gerade auch im Bereich der Landwirtschaft, füh­

ren kann. Künftige Untersuchungen sollten sich mit einem Amt der 
Oldenburgischen Geest befassen (Ämter Westerstede und Wildeshau­
sen), um eine weitere Variante der Landwirtschaftsmodemisierung 
zwischen Marsch und Münsterländischer Geest zu erarbeiten. Vor 
allem geht es nun aber auch um einen interregionalen Vergleich zwi­
schen dem Herzogtum Oldenburg und naturräumlich wie standort­
mäßig ähnlich geprägten Nachbarregionen, z.B. Ostfriesland und Bre­
men-Verden (preußische Regierungsbezirke Aurich und Stade). Erst 
in solch direktem Vergleich würde präzise faßbar, welche Rolle der 
Staat bei der Landwirtschaftsmodemisierung in Oldenburg wirklich 
gespielt hat, im Unterschied und/oder Parallele zu Preußen, dessen 
Landwirtschaftspolitik sich primär nicht an den Interessen der nord­
westdeutschen bäuerlichen Viehzüchter, sondern an denen der ostel­
bischen Getreidegroßproduzenten orientierte.

Autoren
Prof. Dr. Bernd 
Mütter, Jahr­
gang 1938, lehrt 
Didaktik der Ge­
schichte am Hi­
storischen Semi­
nar. Seine Ar­
beitsgebiete: 
Geschichte und 
Theorie der Ge­
schichtswissen­
schaft und der 
historischen Bil­
dung, Geschich­

te und Theorie der Geschichtsdidaktik, Agrarmodernisierung im 
Industrialisierungszeitalter, historische Erwachsenenbildung.
Robert Meyer, Jahrgang 1960, studierte in Oldenburg Geschichte und 
Englisch. Heute ist er wiss. Mitarbeiter und Promovend im Forschungs­
projekt „Die Modernisierung der Landwirtschaft im Herzogtum Olden­
burg zwischen Reichsgründung und Erstem Weltkrieg“.
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DERINFORMATIONEN

UniVerSitätSgeSellSChaft e.V.

Gespräch mit den Dekanen Kontakte zur Wirtschaft verstärken
Das Gespräch mit den Dekanen, das im 

Juni 1995 erstmals stattfand, wurde am 
17. September fortgesetzt. Diesmal standen 

die Themen Förderung von Frauen in den 
Naturwissenschaften, die Präsentation der 
Universität durch die Universitätsgesellschaft 
in der Öffentlichkeit sowie die Werbung von 
Mitgliedern auf der Tagesordnung.
Von den Dekanen wurde die Aufnahme von 
Studierenden zu einem ermäßigten Beitrag 
begrüßt. Sie sagten zu, alle Professorinnen zu 
ermuntern, in ihren Veranstaltungen bei den 
Studierenden für die Universitätsgesellschaft 
zu werben. Auch auf der Semesterbegrü­
ßungsveranstaltung soll auf die "preiswerte” 
Mitgliedschaft hingewiesen werden. Die Uni­
versitätsgesellschaft wird ihrerseits die von 
den Dekanen angesprochene Frage aufgrei­
fen, wie Promotion und Habilitationen von 
Frauen in den Naturwissenschaften stärker 
gefordert werden können. Zur besseren Prä­
sentation der Universität in der Öffentlich­
keit wurde angeregt, verstärkt auf bestimmte 
Zielgruppen zuzugehen.

Farbprospekt erschienen

Mit Unterstützung der Firma Hüppe 
GmbH & Co., Bad Zwischenahn, hat 
die Universitätsgesellschaft einen Farbpro­

spekt herausgegeben, der zugleich auch 
wichtige Informationen über die Universi­
tät Oldenburg enthält. Der Prospekt dient 
der Beschreibung der Aufgaben und Ziele 
der Universitätsgesellschaft, zugleich aber 
auch der Werbung neuer Mitglieder.

Mitgliederversammlung

Zum Tag der Mitgliederversammlung am 
11. September waren 473 Personen Mit­
glied der Universitätsgesellschaft. Innerhalb 

eines Jahres ist die Zahl der Mitglieder um 
fast 16 Prozent gewachsen. Im Jahr 1995 
sind über 41.000 DM an Spenden aufge­
bracht worden. Für das laufende Jahr wird 
mit einer Spendenvergabe in gleicher Grö­
ßenordnung gerechnet. Einstimmig wurde 
§ 6 der Satzung geändert. Nunmehr können 
eingeschriebene Studierende zu einem er­
mäßigten Jahresbeitrag von 30 DM Mitglied 
der Universitätsgesellschaft werden.

Peter Waskönig-Stiftung

Die Universitätsgesellschaft hat die Ver­
waltung der Peter Waskönig-Stiftung 
übernommen. Die mit 100.000 DM ausge­

stattete Stiftung wird erstmals im Jahr 1997 
besondere Leistungen von Studentinnen for­
dern. Das Kuratorium, bestehend aus Prof. 
Dr. Michael Daxner, Dr. Dr. Ummo Franck- 
sen, Dr. Günther König und Dieter Schlecht, 
empfahl, die Förderung nach Möglichkeit 
gleichmäßig Studierenden aus allen Fachbe­
reichen zugute kommen zu lassen.

Mit Betriebsbesichtigungen und Besu­
chen von Fachbereichen wollen Uni­
versitätsgesellschaft und Universität ihre 

Kontakte zur Wirtschaft verstärken. Die er­
ste Veranstaltung dieser Art fand am 12. Juni 
bei der Firma Waskönig & Walter Kabel- 
Werk GmbH u. Co. KG in Saterland statt. Die 
Firma hatte zu einer Betriebsbesichtigung mit 
anschließender Diskussion eingeladen. Rund 
60 Personen waren der Einladung gefolgt, 
überwiegend Mitglieder der Universitätsge­
sellschaft. Eine etwas höhere Präsenz der Uni­
versität hätte den Sinn der Veranstaltung noch 
stärker unterstreichen können.
Die Firma Waskönig & Walter stellt mit 
hoch rationalisierten Verfahren Kabel und 
Leitungen her, die europaweit vertrieben 
werden. Das Unternehmen beschäftigt der­
zeit 350 Mitarbeiter.

Am 11. September öffnete der Fachbereich 
Physik seine Tore für eine Besichtigung der 
Mitglieder der Universitätsgesellschaft. 
Auch diese Veranstaltung war ein Erfolg. 
Etwa 30 Mitglieder bekamen einen hervor­
ragenden Einblick in verschiedene wissen­
schaftliche Projekte. Sie konnten sich dar­
über hinaus von dem hohen wissenschaft­
lichen Standard der Ausbildung überzeugen. 
Sowohl Betriebsbesichtigungen als auch 
Besuche der Fachbereiche sollen fortgesetzt 
werden. Sie haben sich als hervorragendes 
Forum für die Begegnung von Öffentlich­
keit und Universität erwiesen. Noch im 
Wintersemester 1996/97 ist ein Besuch des 
Fachbereichs 4 Wirtschafts- und Rechtswis­
senschaften geplant. Für das Frühjahr ist die 
Besichtigung eines weiteren Unternehmens 
im Oldenburger Raum vorgesehen.

Notizen aus der Universität
• Enttäuschung und Empörung löste die 
Absage an die Ingenieurwissenschaften 
von Ministerpräsident Gerhard Schröder 
aus. Die vorläufige Entscheidung gefähr­
de die Entwicklung der gesamten Univer­
sität, die in den vergangenen fünf Jahren 
erheblich in die Planung des Studien­
gangs investiert habe, erklärte Präsident 
Prof. Dr. Michael Daxner. Die Universi­
tät werde an den Planungen festhalten 
und die Einrichtung des Fachbereichs 
zum Prüfstein für die Glaubwürdigkeit 
der Landesregierung machen.
• LandtagspräsidentundOldenburg-Ab- 
geordneter Horst Milde ist nach Rosalin­
de von Ossietzky-Palm und Erwin Fritz- 
sche zum dritten Ehrenbürger der Univer­
sität ernannt worden. Milde habe Außer­
ordentliches für die Region geleistet und 
sich in besonderem Maße für das ICBM und 
das Informatikinstitut OFFIS engagiert, hieß 
es in der Begründung des Senats.
• Schon im Frühjahr 1998 soll das Hör­
saalzentrum am Uhlhornsweg für den 
Vorlesungsbetrieb zur Verfügung stehen. 
Nach der offiziellen Auftragserteilung 
durch die Universität wurde Anfang Mai 
mit den Arbeiten an dem 20,2 Millionen 
Mark teuren Bauvorhaben begonnen. Das 
Hörsaalzentrum biete nicht nur eine Ent­
lastung für den Lehrbetrieb, sondern stei­
gere durch das angeschlossene Kongreß­
zentrum auch die Attraktivität Olden­
burgs, betonte Präsident Daxner bei der 
Unterzeichnung der Verträge.
• Die Universität hat ein neues An-Insti- 
tut: Das Hörzentrum (GmbH) wurde auf 
Initiative des Leiters der Arbeitsgruppe ■ 
Medizinische Physik, Prof. Dr. Dr. Bir- 
ger Kollmeier und des Chefarztes im 
Evangelischen Krankenhaus, Dr. Rüdiger

Schönfeldt-Hohmann, gegründet und 
nach Senatsbeschluß dem Fachbereich 8 
Physik zugeordnet. Das Institut will vor 
allem auf dem Gebiet der angewandten 
Hörgeräteforschung, der Patientenbetreu­
ung in besonderen Fällen sowie in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung tätig werden.
• Mit der Herausgabe eines Marginali­
enbandes hat der Rowohlt-Verlag das Er­
scheinen der Oldenburger Gesamtausga­
be der Werke Kurt Tucholskys angekün­
digt und damit die Bedeutung dieses gro­
ßen literarischen Projekts unterstrichen. 
Die ersten beiden von insgesamt 15 Text- 
und sechs Briefbänden erscheinen im 
Herbst auf der Frankfurter Buchmesse. 
Im Jahr 2003 soll mit der Herausgabe des 
Register-Bandes die Veröffentlichung 
des Lebenswerkes Tucholskys abge­
schlossen sein. Das von der DFG geför­
derte Projekt wird von der Tucholsky 
Forschungsstelle unter der Leitung des 
Literaturwissenschaftlers Prof. Dr. Dirk 
Grathoff und des Politologen Prof. Dr. 
Gerhard Kraiker realisiert.
• Mit großer Mehrheit hat der Senat der 
Universität die Einrichtung des Aufbau­
studiengangs “Kulturwissenschaftliche 
Geschlechterstudien” am Fachbereich 2 
Kommunikation/Ästhetik beschlossen. 
Stimmt das Niedersächsische Wissen­
schaftsministerium rechtzeitig zu, so 
können sich bereits zum Wintersemester 
1996/97 die ersten Studierenden für den 
neuen Studiengang einschreiben. Nach 
den Empfehlungen des Wissenschaftsra­
tes zur Neustrukturierung der Doktoran­
denausbildung und -forderung soll mit 
dem Studiengang der Anteil von Frau­
en insbesondere in den Fächern Kunst 
und Textilwissenschaft erhöht werden.

Summaries

Of Black Spots and Black Areas p. 4
In early Summer, 1996, so-called „black spots“ were reported on the 
tidal flats in the East Frisian Wadden Sea. They subsequently grew 
into very large anoxic areas. While some regard this as a signal for a 
dying Wadden Sea, caused by environmental pollution, others call it 
a weather-induced short-term phenomenon. Black spots have been 
examined in situ and in experimental Simulation by the Ecosystem 
Research Project Wadden Sea for at least seven years. 1t has been 
shown that high nutrient supplies over decades have led to a concen- 
tration of organic matter in local areas. In these areas the microbial 
decomposition of the organic matter can consume all available oxy- 
gen. Under these conditions, black spots can enlargc to huge „black 
area” as a result of coinciding untypical environmental stress factors. 
Authors: Thomas Höpner, Gerd Meurs

Conflicts between Ecology and Urbaneness p. 10

The ecological restructuring of the cities and of society is more than 
the introduction of a different technology: 1t includes the necessity of 
a different way of life. In this article, the example of ecologically-ori- 
ented housing is used to show that environmentally-based behaviou- 
rial expectations can conflict with widely-held political values, with 
promises of urban emancipation and with the dominant model of home 
life. Based on a recently completed research project funded by the 
Volkswagen Foundation.

Authors: Norbert Gestring, Hans-Norbert Mayer, Walter Siebei

A Close Look at Remote Sensing p. 16

The exploration of the Planet Earth has entered a new phase: Over 
the centuries of personal -offen quite risky - effort, and almost 200 
years of Observation from the air, mankind has been developing tech- 
niques and instruments for exploring the physical environment, a 
change from the naked eye to sophisticated optoelectronic Systems 
on platforms orbiting in space. These remote sensors make use ofthe 
near, middle and thermal infrared bands, as well as the visible porti- 
on of the electromagnetic Spectrum. Each band features a specific 
ränge of attributes which can be applied to land use/land cover map- 
ping. The origin and properties of remotely sensed data are discus- 
sed here, the research process of generating a thematic map is briefly 
demonstrated, and possible further applications are pointed out. 
Author: Dietrich Hagen

Targeted by the Stasi: Catholic Student Groups p, 20

Because they had many contacts with individuals and institutions in 
the West, the Student church groups in the DDR (East Germany) were 
a favorite object of Observation for the STASI (East German Secret 
Police). Their main aim, more than simply to discover what potenti­
al for criticism existed in the groups, was to achieve direct influence. 
The secret police efforts were, in pari, successful, as is shown this 
article. It was written in conjunction with the research project „Ca­
tholic Student Groups (KSG) in the DDR“, which was supported by 
the German Research society.
Authors: Friedrich W. Busch, Peter-Paul Straube

"At the Livestock Markets ... Oldenburg 
Swine are in a dass of their Own" p. 26

Between 1871 and 1914, agriculture in the Duchy of Oldenburg went 
through profound changes, The northem parts of the Duchy had al- 
ready been producing for an export market, and experienced both 
growth and change in the direction of export. But the middle and 
southem part of the Duchy, which until then was an underdeveloped 
subsistence economy, tumed into a highly efficent export-oriented one 
based on livestock production and Finishing with imported feed.
Authors: Bernd Mütter, Robert Mayer
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